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Zusammenfassung:

Die  vom  Bundesverfassungsgericht  benannten  Kriterien  zur  Bestimmung  eines  verfassungs-
konform berechneten Regel-Bedarfs (BVerfG 1 BvL 1/091,  BVerfG 1 BvL 10/12) werden auch
im „Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Änderung des Zweiten
und  des  Zwölften  Buches  Sozialgesetzbuch“  (RBEG 2017-E),  trotz  ausdrücklich  gegenteiliger
Behauptungen, offenkundig ignoriert.

Bei  Umsetzung der vom Bundesverfassungsgericht benannten Anforderungen ergibt sich für
2017 mit dem mit RBEG 2017-E vorgelegten Zahlen-Material ein Regel-Bedarf für Ein-Personen-
Haushalte auf Basis der Daten der EVS 2013 in Höhe von mindestens

EUR 575,00

Jahr
Veränderung des Mischindexes VMI für die

Anpassung der Regel-Bedarfe nach § 28a SGB XII
Regel-Bedarf

in EUR
2013 2,26 % 530,00
2014 2,27 % 546,00
2015 2,12 % 561,00
2016 1,24 % 569,00
2017 1,00 % 575,00

Quelle: BR-Drs 673/13, BR-Drs. 423/14, BR-Drs. 435/15, RBEG 2017-E; eigene Berechnungen

Bei  der  „normalen“  Fortschreibung  des  Regel-Bedarfs  gemäß  § 28a SGB XII  auf  Basis  der
BMAS-Werte aus der EVS 2008 wäre der Regel-Bedarf 2017 EUR 408.

RBEG 2017-E mit Basis BMAS-Werte EVS 2013 bringt somit lediglich eine „Verbesserung“ der
Erhöhung um EUR 1,00 zusätzlich (EUR 409 statt EUR 408), jedoch keine Erhöhung für Regel-
Bedarfs-Stufe 6 „Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres“.

„Kinder  bis  zur  Vollendung  des  sechsten  Lebensjahres“  sind  somit  die  Opfer  des
RBEG 2017-E, denn sie bezahlen durch die ihnen verweigerte Erhöhung ihres Regel-Bedarfs auf
EUR 2392 Erhöhungen anderer Regel-Bedarfs-Gruppen.

Der bisherige Regel-Bedarfs-Senker aus § 7 Abs. 2 RBEG 2011 wird modifiziert übernommen.

1 BVerfG 1 BvL 1/09 Leitsatz 3:  „Zur  Ermittlung  des  Anspruchumfangs  hat  der  Gesetzgeber  alle
existenznotwendigen Aufwendungen in einem  transparenten und  sachgerechten Verfahren  realitätsgerecht
sowie  nachvollziehbar auf der  Grundlage verlässlicher Zahlen und  schlüssiger Berechnungsverfahren zu
bemessen.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
2 Bei VMI2017: 1,0 % Erhöhung von EUR 237 auf EUR 239,37 = EUR 239
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Die ausweislich RBEG 2017-E aufgetretene Deckungs-Lücke beim Existenz-Minimum bereits im
zweiten Jahr der Fortschreibung (2013), verdeutlicht die Notwendigkeit der Verbesserung des
Systems der Fortschreibung des Regel-Bedarfs in Jahren ohne „neue“ EVS.

Die  Erhöhung  der  Mehr-Bedarfe  für  dezentrale  Erzeugung  von  Warm-Wasser  in
§ 21 Abs. 7 SGB II / § 30 Abs. 7 SGB XII wurde im RBEG 2017-E „vergessen“.

Durch die Neuregelungen in  § 20 SGB II gleicht RBEG 2017-E  die geltende Rechts-Lage an
die bisherige Verwaltungs-Praxis der Jobcenter an, da auch schon bisher im SGB II für die
Monate  November und  Dezember der Jahre 2012, 2013,  2014 und 2015 auf die zugebilligte
Leistungs-Höhe des  SGB XII zurückgegriffen wurde, um den Rückgriff auf den jeweiligen im
SGB II unverändert bezifferten Wert (EUR 364, …) für Regel-Bedarf zu umgehen.3

Ohne eindeutige  Benennung  der im Regel-Bedarf  enthaltenen „Produkte“,  sind  „abweichende“
Bedarfe nicht identifizierbar und nicht bezifferbar.

Offenkundig „überflüssige“ Ausgaben, die so umgeschichtet werden könnten, dass ein „interner
Ausgleich“4 möglich sein könnte, werden vom RBEG 2017-E nicht bezeichnet.

Das BVerfG5 hat klargestellt, dass „Kürzungen“ der bei der EVS erhobenen Ausgaben nur dann
zulässig, sind, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind (Begründetes Subtraktions-Verfahren).

RBEG 2017-E benennt und beziffert jedoch keine „Kürzungen“, sondern verwendet stattdessen
ein  Selektives Additions-Verfahren, weshalb  nicht ersichtlich ist, welche „Kürzungen“ und in
welcher  Höhe  von  den  Ausgaben  der  EVS-Referenz-Haushalte  vorgenommen  wurden,  die
Erklärungs-Lücke beläuft sich auf EUR 135,866.

Beim RBEG 2011 hat das BVerfG „Kürzungen“ in Höhe von EUR 1327 gefunden, wobei allerdings
lediglich  die  „Kürzungen“  für  „Ausgaben  für  Kraftfahrzeuge,  alkoholische  Getränke  und
Tabakwaren,  Schnittblumen  und  Zimmerpflanzen,  Kantinenessen,  chemische  Reinigung,
Vorstellungsgespräche sowie Prüfungsgebühren nicht als regelbedarfsrelevant anzuerkennen, (...)
keinen verfassungsrechtlich durchgreifenden Bedenken (begegnet).“

3 Nach damaliger Rechtslage fehlte es an einer gesetzlichen Ermächtigung für eine Bekanntmachung des BMAS
für  die  Monat  November und  Dezember der  Jahre  2012,  2013,  2014  und  2015. BGBl 2011 I Seite 453
§ 20 Abs. 5 Satz 3 SGB II:  „Das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  gibt  jeweils  spätestens  zum
1. November eines Kalenderjahres die Höhe der Regelbedarfe, die für die folgenden zwölf Monate maßgebend
sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
4 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 172: „Der Gesetzgeber muss deshalb die regelleistungsrelevanten Ausgabepositionen
und -beträge so bestimmen, dass ein interner Ausgleich möglich bleibt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
5 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:  „Kürzungen von Ausgabepositionen in den Abteilungen der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe bedürfen zu ihrer Rechtfertigung einer empirischen Grundlage. Der Gesetzgeber darf
Ausgaben, welche die Referenzgruppe tätigt, nur dann als nicht relevant einstufen, wenn feststeht, dass sie
anderweitig  gedeckt  werden  oder  zur  Sicherung  des  Existenzminimums  nicht  notwendig  sind.“
(Hervorhebungen hinzugefügt)
6 Berechnung:  Summe  Private  Konsumausgaben  EUR 903,55  minus  04 Wohnungsmieten,  Energie  und
Wohnungsinstandhaltung EUR 408,16 plus regel-bedarfs-relevant Abteilung 04 EUR 35,01 minus zugebilligter
Regel-Bedarf RBEG 2017-E Seite 6 EUR 394,84 = Erklärungs-Lücke EUR 135,86
7 BVerfG 1 BvL 10/12 Rn. 121: „Nach den angegriffenen Regelungen sind die monatlichen Pauschalleistungen
jedoch so berechnet,  dass nicht  etwa alle,  sondern bei  Alleinstehenden  132 € weniger  und damit  insgesamt
lediglich 72 % (...) der in der EVS erfassten Konsumausgaben der den unteren Einkommensgruppen zugehörigen
Referenzhaushalte als existenzsichernd anerkannt werden (vgl. Münder, SozSich Extra September 2011, S.  63
<79>). Zwar ist es begründbar, einzelne Verbrauchspositionen nicht als Bedarfe anzuerkennen (oben C II 2 e).
Wenn in diesem Umfang herausgerechnet wird, kommt der Gesetzgeber jedoch an die Grenze dessen, was zur
Sicherung  des  Existenzminimums  verfassungsrechtlich  gefordert  ist.  Verweist  der  Gesetzgeber  auf  einen
internen Ausgleich zwischen Bedarfspositionen, auf ein Ansparen oder auch auf ein Darlehen zur Deckung
existenzsichernder  Bedarfe,  muss  er  jedenfalls  die  finanziellen  Spielräume  sichern,  die  dies  tatsächlich
ermöglichen, oder anderweitig für Bedarfsdeckung sorgen.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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Da mit „Ausgaben für Kraftfahrzeuge, alkoholische Getränke und Tabakwaren, Schnittblumen
und  Zimmerpflanzen,  Kantinenessen,  chemische  Reinigung,  Vorstellungsgespräche  sowie
Prüfungsgebühren“ die vom BVerfG bezifferten EUR 132 nicht erklärt werden können, muss es
im  RBEG 2011  somit  offenkundig  weitere  „Kürzungen“ geben,  die  weder  benannt,  noch
beziffert sind,  die  aber  dann  und  deshalb  „verfassungsrechtlich durchgreifenden Bedenken
begegnen“ müssten.

Da  RBEG 2017-E  diese  Systematik  aus  RBEG 2011  übernommen  hat,  enthält  RBEG 2017-E
zwangsläufig  auch  solche  „Kürzungen“,  die  „verfassungsrechtlich  durchgreifenden  Bedenken
begegnen“.

Die  in  RBEG 2017-E  ausgewiesenen  „Ansprüche“  für  „Kinder“  beruhen  auf  normativen
Zuweisungen der Bundesregierung, nicht hingegen auf Verteilungs-Schlüsseln, die im Rahmen der
EVS 2013 erhoben wurden.

Die Höhe der Ansprüche von Erwachsenen in Höhe von 90 % (Regel-Bedarfs-Stufe 2) bzw. 80 %
(Regel-Bedarfs-Stufe 3)  eines  Ein-Personen-Haushalts  beruht  weiterhin  auf  den
Festschreibungen  im  „Runderlaß  des  Reichsministers  des  Innern  und  Reichsministers  für
Arbeit vom 31.10.1941 über öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze“ –
IV W I 160/41-7000a  u.  IIb 7030/418 (dort  oberer  Spannen-Wert)  und  beruht  daher
weiterhin  nicht  auf  Irgendetwas,  was  in  irgendeiner  Form  wissenschaftlichen  Standards
entsprechen könnte.9

Der  Anspruch  für  Regel-Bedarfs-Stufe 2  und  Regel-Bedarfs-Stufe 3  beruht  auch  im
RBEG 2017-E auf fiskalischen Überlegungen vorkonstitutioneller Sozial-Hilfe-Behörden.10

Da RBEG 2017-E die Methodik des RBEG 2011 fortsetzt, gilt auch für RBEG 2017-E die bereits
in  „DEUTSCHER  BUNDESTAG,  Ausschuss  für  Arbeit  und  Soziales,  17. Wahlperiode,
Ausschussdrucksache 17(11)314“, abgedruckt in „Ausschussdrucksache 17(11)309“ Seite 142 bis
Seite 265, geäußerte Kritik.

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf „Ausschussdrucksache 17(11)314“ verwiesen:

http://webarchiv.bundestag.de/archive/2013/1212/bundestag/ausschuesse17/a11/anhoerungen/
2010/41_Sitzung/17_11_309.pdf

8 Ministerial-Blatt  des  Reichs-  und  Preußischen  Ministeriums  des  Innern,  herausgegeben  vom
Reichsministerium des Innern, RMBliB. 1941 Nr. 45, 6. (102.) Jahrgang, Berlin, den 5. November 1941, S. 1951
9 „Der im Richtsatzerlaß von 1941 für Haushaltsangehörige über 16 Jahre vorgesehene Prozentsatz (70-80 %)
ist – wie die Höhe der Richtsätze – nicht auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen, sondern auf Grund
der örtlichen Erfahrungen festgesetzt.“, Käthe Petersen in: Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik,
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 71
(Hervorhebungen hinzugefügt)
10 „Die Richtsätze sind vielmehr in den Jahren 1926/27 aus den örtlichen Erfahrungen der Unterstützungspraxis
heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  Lebenshaltungskosten  und  der
finanziellen Leistungsfähigkeit der Fürsorgeträger herab- und heraufgesetzt worden.“ Käthe Petersen in:
Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)
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Da eine Einkommens- und Verbrauchs-Stichprobe (EVS) alle 5 Jahre erhoben wird, hätte die
Umsetzung  der  Sonder-Auswertungen  der  EVS 2013  bereits  zumindest  spätestens  zum
01.01. 2016 (somit  mindestens  1 Jahr  früher)  erfolgen  müssen,  da  bereits  die  Vorgänger-
Auswertung EVS 2008 spätestens zum 01. Januar 2011 in Geltung zu setzen war11.

Das  BMAS  hat  zum  RBEG 2017-E  Zusatz-Informationen  veröffentlicht,  wonach  die
Zuständigkeit für die im RBEG 2017-E genannten Daten ausschließlich beim BMAS liegt und nicht
beim Statistischen Bundesamt:

Quelle: http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Thema-Arbeitsmarkt/wie-regelbedarf-ermittelt.pdf

Was die Angabe von „mehr als 53.000 Haushalte“ im Zusammenhang mit den hier relevanten
Sonder-Auswertungen des BMAS zu tun haben soll, wird nicht erklärt, die Anzahl der erfassten
Haushalte des BMAS liegt stattdessen nur zwischen 1212 und 2.02313 erfassten Haushalte.

11 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 218:  „Sollte der Gesetzgeber allerdings seiner Pflicht  zur Neuregelung bis zum
31. Dezember 2010  nicht  nachgekommen  sein,  wäre  ein  pflichtwidrig  später  erlassenes  Gesetz  schon  zum
1. Januar 2011 in Geltung zu setzen.“ (Hervorhebung hinzugefügt)
12 RBEG 2017-E (Seite  131,  nicht  nummeriert)  Ausgabepositionen  der  Hauptgruppe  7  (Verkehr)  von
Ehepaar-/Paarhaushalten mit 1 Kind von 14 bis unter 18 Jahren
13 RBEG 2017-E (Seite 112, nicht nummeriert) Einpersonenhaushalte
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RBEG 2017-E Seite 33 enthält dazu folgende Angaben:

Warum werden die „auszuschließenden“ Haushalte von der Gesamt-Zahl der  hochgerechneten
Haushalte abgezogen und nicht bei den tatsächlich  erfassten EVS-2013-Referenz-Haushalten,
also solchen, die das Ausschluss-Kriterium nachweislich erfüllen?

Ist nicht eher davon auszugehen, dass in den Daten-Beständen zur EVS 2013 nach  erfassten
Haushalten gesucht wird, wobei dabei die Selektions-Kriterien „Code-Nr. 0031615, (…) Code-Nr.
0031650 (...) Code-Nr. 0031530 (...) (Code 001)“14 angewendet werden?

14 RBEG 2017-E Seite 114,  nicht  nummeriert:  „Ohne Haushalte  mit  Beziehern  von Laufender  Hilfe  zum
Lebensunterhalt (Code-Nr. 0031615), Grundsicherung im Alter u. bei Erwerbsminderung (Code-Nr. 0031650)
sowie Arbeitslosengeld II / Sozialgeld (Code-Nr. 0031530), unter der Voraussetzung, dass diese Haushalte über
KEIN Einkommen aus Erwerbstätigkeit inkl. Solarstrom (Code 001) verfügen“
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Die im RBEG 2017-E ausgewiesenen  „16024“  „Hochgerechnete Haushalte  (1000)“  „Haushalte
insgesamt“ in Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 17, beruhen auf
Angaben von 17.751 erfassten Ein-Personen-Haushalten:

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 17

Das BMAS stellt seine Argumentation ausschließlich auf „hochgerechnete Haushalte“ ab, somit
kommt der Auswahl der erfassten Haushalte eine besondere Bedeutung zu.

Der  jeweilige  Hoch-Rechnungs-Faktor  für  jeden  einzelnen  erfassten  EVS-Referenz-Haushalt
scheint individuell festgelegt worden zu sein, damit entscheidet jeder Einzelne der als „erfasst“
eingestuften teilnehmenden EVS-Haushalte über die Höhe des zugebilligten Leistungs-Anspruchs
(Regel-Bedarf).
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Die vom BMAS hierzu verbreitete Angabe von „mehr als 53.000 Haushalte“ (siehe oben), ist nach
oben  offen  und  trifft  daher  auf  alle  drei  der  vom  Statistischen  Bundesamt  bezifferten
„erfassten Haushalte“ der EVS 2013 zu, diese schwanken jedoch zwischen 59.775 und 53.490:

EVS 2013
erfasste Haushalte

erschienen

korrigiert
am

27.03.2014

aktualisiert
am

07.11.2014 06.10.2015

FS15
Heft 1

FS 15
Heft 2

Differenz
H1 zu H2

Differenz
H1 zu H2 %

FS 15
Heft 4

Differenz
H1 zu H4

Differenz
H1 zu H4 %

Haushalte 
insgesamt 59.775 54.949 -4.826 -8,1% 53.490 -6.285 -10,5%
1 Person 19.221 17.647 -1.574 -8,2% 17.751 -1.470 -7,6%
Paar 1 Kind 3.848 3.460 -388 -10,1% 3.569 -279 -7,3%

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von ... bis unter ... EUR
Unter 900 4.534 4.019 -515 -11,4% 2.666 -1.868 -41,2%
900 — 1.300 5.675 5.171 -504 -8,9% 3.773 -1.902 -33,5%
1.300 — 1.500 3.423 3.119 -304 -8,9% 2.094 -1.329 -38,8%
1.500 — 2.000 9.283 8.610 -673 -7,2% 5.933 -3.350 -36,1%
2.000 — 2.600 10.563 9.783 -780 -7,4% 7.521 -3.042 -28,8%
2.600 — 3.600 12.606 11.649 -957 -7,6% 10.597 -2.009 -15,9%
3.600 — 5.000 9.004 8.305 -699 -7,8% 10.297 1.293 14,4%
5.000 — 18.000 4.497 4.114 -383 -8,5% 10.609 6.112 135,9%

Summe 59.585 54.770 -4.815 -8,1% 53.490 -6.095 -10,2%
Haushalte ohne 
Einkommen -190 -179 11 0 190
Quelle: Statistisches Bundesamt, a.a.O.; eigene Berechnungen

Die  Zahl  der  erfassten  Haushalte  der  EVS 2013  ist  von  Fachserie 15, Heft 1,  korrigiert  am
27.03.2014, über Fachserie 15, Heft 2, aktualisiert am 07.11.2014, kontinuierlich gesunken und in
Fachserie 15, Heft 4, erschienen am 06.10.2015,  um 6.285 erfasste Haushalt niedriger, dies
entspricht einem Verlust in Höhe von 10,5 % gegenüber den erfassten Haushalten in Heft 1.

Während die Zahl der erfassten Haushalte insgesamt bei der EVS 2013 von Heft 1 (korrigiert
am  27.03.2014)  zu  Heft 2 (aktualisiert  am  07.11.2014)  um  8,1 %  gesunken ist,  tritt  ein
derartiger Verlust bei  allen ausgewiesenen Haushalts-Netto-Einkommens-Gruppen auf und liegt
dort zwischen 7,2 % und 11,4 %.

Während die Zahl der erfassten Haushalte insgesamt bei der EVS 2013 von Heft 1 (korrigiert
am 27.03.2014) zu Heft 4 (erschienen am 06.10.2015) um 10,5 % gesunken ist, ist die Zahl der
erfassten Haushalte bei Haushalts-Netto-Einkommen bis unter EUR 900 um  41,2 % gesunken
und die Zahl der erfassten Haushalte mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von EUR 5.000 bis
unter EUR 18.000 um 135,9 % gestiegen ist.

Der  Zuwachs von 6.112 erfassten Haushalten  bei  Haushalten  mit  einem  Haushalts-Netto-
Einkommen von EUR 5.000 bis unter EUR 18.000 übersteigt den Verlust über alle Einkommens-
Gruppen.
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Die folgende Tabelle zeigt den jeweiligen Anteil der ausgewiesenen erfassten Haushalts-Netto-
Einkommens-Gruppen in den jeweiligen Auswertungen der EVS 2013:

EVS 2013 erfasste Haushalte insgesamt

erschienen

korrig
iert
am

27.03.
2014 Anteil

kumulierter
Anteil

aktual
isiert
am

07.11.
2014 Anteil

kumulierter
Anteil 06.10.

2015 Anteil

kumulierter
Anteil

FS 15 Heft 1 FS 15 Heft 2 FS 15 Heft 4
Haushalte 
insgesamt 59.775 54.949 53.490

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von ... bis unter ... EUR

Unter 900 4.534 7,61 % 7,61 % 100,00 % 4.019 7,34 % 7,34 % 100,00 % 2.666 4,98 % 4,98 % 100,00 %

900 — 1.300 5.675 9,52 % 17,13 % 92,39 % 5.171 9,44 % 16,78 % 92,66 % 3.773 7,05 % 12,04 % 95,02 %

1.300 — 1.500 3.423 5,74 % 22,88 % 82,87 % 3.119 5,69 % 22,47 % 83,22 % 2.094 3,91 % 15,95 % 87,96 %

1.500 — 2.000 9.283 15,58 % 38,46 % 77,12 % 8.610 15,72 % 38,19 % 77,53 % 5.933 11,09 % 27,04 % 84,05 %

2.000 — 2.600 10.563 17,73 % 56,19 % 61,54 % 9.783 17,86 % 56,06 % 61,81 % 7.521 14,06 % 41,10 % 72,96 %

2.600 — 3.600 12.606 21,16 % 77,34 % 43,81 % 11.649 21,27 % 77,33 % 43,94 % 10.597 19,81 % 60,92 % 58,90 %

3.600 — 5.000 9.004 15,11 % 92,45 % 22,66 % 8.305 15,16 % 92,49 % 22,67 % 10.297 19,25 % 80,17 % 39,08 %

5.000 — 18.000 4.497 7,55 % 100,00 % 7,55 % 4.114 7,51 % 100,00 % 7,51 % 10.609 19,83 % 100,00 % 19,83 %

Summe 59.585 100,00 % 54.770 100,00 % 53.490 100,00 %

Haushalte ohne 
Einkommen -190 -179 0

Quelle: Statistisches Bundesamt, a.a.O.; eigene Berechnungen

Bis zum 27. März 2014 war die Anzahl der erfassten Haushalte in der Einkommens-Gruppe „bis
unter EUR 900“ größer als  die  Anzahl  der  erfassten  Haushalte  in  der  Einkommens-Gruppe
„EUR 5.000 — EUR 18.000“.

In  der  Einkommens-Gruppe  „EUR 5.000  —  EUR 18.000“  sankt die  Anzahl  der  erfassten
Haushalte  von  4.497 am 27. März 2014  auf  4.114  am 07. November 2014  und  stieg dann  am
06. Oktober 2015 auf 10.609 und erhöhte damit ihren Anteil  von 7,55 % im März 2014  auf
19,83 % an allen erfassten Haushalten.

Sofern  sich  im  Laufe  der  Auswertungen  der  EVS 2013  durch  das  Statistische  Bundesamt
ergeben  hätte,  dass  die  bisher  ärmeren  Einkommens-Gruppen  zugeordneten  Haushalte
tatsächlich „reicher“ sind, hätten wohl (auch) die Eingruppierungen in FS 15 Heft 1 und FS 15
Heft 2 korrigiert werden müssen.

In der Einkommens-Gruppe „bis unter EUR 900“ sankt die Zahl der hochgerechneten Haushalte
von  4.893.000  (FS 15  Heft 1)  auf  2.935.000  (FS 15  Heft 4),  somit  um  1.958.000
hochgerechnete Haushalte = 40 %.

Ist die Zahl der armen Haushalt tatsächlich 40 % niedriger ist als „bisher“ angenommen?

Wo  wird  dieses  Ergebnis  in  Daten  des  Zensus 2011  und / oder  des  letzten  Mikro-Zensus
bestätigt?

Sind (Mikro-) Zensus-Daten denn dann nicht unbrauchbar?

Sind die bei der EVS verwendeten Hoch-Rechnungs-Faktoren falsch?

Wo kommen plötzlich die vielen „reichen“ Teilnehmer der EVS 2013 her?

Wo sind 41 % der „armen“ erfassten Haushalte abgeblieben?
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Die nachfolgende Tabelle zeigt die Auswirkung der Anzahl von als Referenz-Gruppe anerkannten
Haushalte, die die als regel-bedarfs-relevant einzustufende Ausgabe tatsächlich getätigt haben,
auf die Höhe des dadurch in den Regel-Bedarf eingehenden Betrags:

Gesamt-Referenz-Gruppe Haushalte         200
Haushalte mit Angabe
der Code-Nr. (vorletzte
Spalte im Tabellen-Teil

nach Seite 111
RBEG 2017-E)

durchschnittliche
Ausgabe EUR

Anteil Haushalte
mit Angabe der

Code-Nr.

regel-bedarfs-
relevante Ausgabe

EUR
0 100,00 0,0% 0,00
10 100,00 5,0% 5,00
20 100,00 10,0% 10,00
30 100,00 15,0% 15,00
40 100,00 20,0% 20,00
50 100,00 25,0% 25,00
60 100,00 30,0% 30,00
70 100,00 35,0% 35,00
80 100,00 40,0% 40,00
90 100,00 45,0% 45,00
100 100,00 50,0% 50,00
110 100,00 55,0% 55,00
120 100,00 60,0% 60,00
130 100,00 65,0% 65,00
140 100,00 70,0% 70,00
150 100,00 75,0% 75,00
160 100,00 80,0% 80,00
170 100,00 85,0% 85,00
180 100,00 90,0% 90,00
190 100,00 95,0% 95,00
200 100,00 100,0% 100,00

Quelle: eigene Berechnungen

Obwohl die  tatsächlich erfassten Ausgaben für das als regel-bedarfs-relevant einzustufende
Produkt durchschnittlich EUR 100,00 betragen, hängt die Höhe des davon in den Regel-Bedarf
eingehenden Betrags stattdessen von der Anzahl derjenigen Haushalte ab, die dieses Produkt
tatsächlich bezahlen (= Ausgabe ins EVS 2013 Haushaltsbuch eintragen).

In  diesem  Beispiel  würde  dann,  wenn  50  Haushalte  der  insgesamt  200  Referenz-Haushalte
jeweils  EUR 100  für  dieses  Produkt  ausgegeben  haben,  lediglich
(50 Haushalte X EUR 100 / 200 Haushalte =) EUR 25,00 in den Regel-Bedarf eingehen.

Hätten stattdessen 150 Haushalte durchschnittlich nur EUR 50 ausgegeben, kämen stattdessen
(150 Haushalte X EUR 50 / 200 Haushalte =) EUR 37,50 in den Regel-Bedarf.

Obwohl die  tatsächlich erfassten durchschnittlichen Ausgaben der EVS-Referenz-Gruppe um
50 % niedriger (EUR 50 statt EUR 100) sind, steigt der Betrag im Regel-Bedarf von EUR 25,00
auf EUR 37,50, d.h.  um 50 %,  weil sich die Anzahl der Haushalte mit Angabe der Code-Nr.
(vorletzte Spalte im Tabellen-Teil Seite 112 bis Seite 116 RBEG 2017-E) verdreifacht hat.
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Im RBEG 2017-E schwankt der Anteil, der von den als Existenz-Minimum bestimmten Produkten
in den Regel-Bedarf kommt zwischen 0 % (RBEG 2017-E Seite 58, Seite 63, Seite 68, Seite 75)
und 100 %.

Sofern „63 0915 000 Reparaturen von Geräten für Empfang, Aufnahme und Wiedergabe von Ton
und Bild,  von Foto-  und Filmausrüstungen und von optischen und Datenverarbeitungsgeräten“
(Seite 58,  „Abteilung 09  für  Kinder  von  0 bis  unter 6 Jahre“),  „19  0512 090  Verlegen  von
Teppichen  und  elastischen  Bodenbelägen“  (Seite 63,  „Abteilung 05  für  Kinder  von  6 bis
unter 14 Jahre“), „64 0923 900 Reparaturen und Installationen von langlebigen Gebrauchsgütern
und Ausrüstungen für Kultur, Sport, Camping und Erholung, Musikinstrumente sowie Sport-und
Campingartikeln“  (Seite 68,  „Abteilung 09  für  Kinder  von  6 bis  unter 14 Jahre“)  und  „46
0730 902 fremde Verkehrsdienstleistungen (mit Übernachtung) - nicht Luftverkehr“ (Seite 75,
„Abteilung 07  für  Jugendliche  von  14 bis  unter 18 Jahre“)  zum  Existenz-Minimum  gehören,
drängt sich die Frage auf, weshalb diese Produkte lediglich mit „--**“ = „** Keine Haushalte mit
Ausgaben  für  diese  Position.“  aufgeführt  werden,  aber  ohne  jegliche  Berücksichtigung  von
Ausgaben im Regel-Bedarf auftauchen.

Wie kann es sein, dass, da Existenz-Minimum, dann doch wohl „lebens-notwendige Produkte“ von
der EVS-Referenz-Gruppe gar nicht gekauft werden?

Ist die Auswahl der notwendigen Produkte falsch?

Kauft die normale Bevölkerung diese Produkte gar nicht?

Welche Produkte müssten stattdessen als „notwendig“ eingestuft werden?

Ist die Anschreibe-Zeit der EVS (3 Monate) zu kurz?

Sind  die  vom  BMAS  ausgewählten  Haushalte  der  EVS-Referenz-Gruppe  zu  arm,  um  regel-
bedarfs-relevante Produkte zu kaufen?

Zero expenditure

„Schließlich führt auch  Nichtkonsum aufgrund geringen Einkommens zu Leerkategorien,
wenn der Konsum bestimmter Güter von den Personen durchaus gewünscht und angestrebt
wird, aufgrund der Einkommenslage aber nicht realisiert werden kann, weil andere Güter
höhere Prioritäten haben. (...)

Für die Ableitung von Regelbedarfen, die ein bestimmtes Wohlstandsniveau sicherstellen
sollen,  sind  die  dahinter  stehenden  Gründe jedoch  von Belang,  da  sie  die  notwendigen
normativen Setzungen in unterschiedlicher Weise berühren.

Hier gilt es, entweder geeignete Indikatoren für die Unterscheidung zu finden oder Güter
so  zu  Güterbündeln  zu  aggregieren,  dass  keine  Null-Angaben  für  das  Bündel
entstehen.“

Ruhr-Universität  Bochum  „Forschungsauftrag Zb 1  –  04812-1/20,  „Überprüfung  der
bestehenden und Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen
auf  Basis  der  Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  2008  –  Endbericht  –  für  das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales“, Juni 2013, Seite 84 / 85 (Hervorhebungen
hinzugefügt)
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Im  Tabellen-Teil  nach  Seite 111  des  RBEG 2017-E  finden  sich  jedoch  in  fast  allen  Zeilen
derartige „Null-Angaben“15.

Lfd. Nr. 11:  2.023 minus  1.742 =  281 Haushalte  =  13,9 % der  BMAS-Gruppe  kaufen  niemals
Bekleidung oder Schuhe.

Lfd. Nr. 64: 2.023 minus 1.592 = 430 Haushalte =  21,3 % der BMAS-Gruppe kaufen niemals
Innenausstattung, Haushalts-Geräte und Haushalts-Gegenstände.

Lfd. Nr. 92: 2.023 minus 1.585 = 438 Haushalte =  21,7 % der BMAS-Gruppe kaufen niemals
Produkte für die Gesundheitspflege.

Lfd. Nr. 110: 2.023 minus 1.552 = 471 Haushalte =  23,3 % der BMAS-Gruppe kaufen niemals
Produkte im Zusammenhang mit Verkehr.

Lfd. Nr. 187: 2.023 minus 1.552 = 471 Haushalte =  23,3 % der BMAS-Gruppe kaufen niemals
Speisen und Getränke in Restaurants, Cafés, Eisdielen, an Imbissständen oder vom Lieferservice.

Lfd. Nr. 196 + 198: 2.023 minus (481 + 790 =) 1.271 = 752 Haushalte = 37,2 % der BMAS-Gruppe
gehen niemals zum Friseur.

Der Regel-Bedarf des RBEG 2017-E beruht somit auch auf „Null-Angaben“ von unfrisierten
Nackten, die nur zu Fuß gehen und ihren Strom nicht bezahlen.

Der Gesetzgeber verhält sich widersprüchlich, wenn er sich einerseits weigert, Strom-Ausgaben
in tatsächlicher Höhe in den Regel-Bedarf zu übernehmen, andererseits aber das Nicht-Bezahlen
der Strom-Rechnung sanktioniert.

15 „Zero expenditure“ / „Null-Angabe“ liegt immer dann vor, wenn in der Spalte „Anzahl der Haushalte mit
jeweiliger Wertangabe“ der Wert für „nachrichtlich: erfasst Anzahl“ niedriger ist als der Wert für „Erfasste 
Haushalte“ in Zeile „Lfd. Nr. 1“
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Verluste an Ein-Personen-Haushalten von Fachserie 15, Heft 1 zu Fachserie 15, Heft 4:

erfasst hochgerechnet
in 1.000 Faktor

Heft 1 Alleinlebende, Männer 7.381 6.320 856
Heft 4 Alleinlebende, Männer 6.510 5.889 906
= Verlust Alleinlebende, Männer    871    431 495

871 erfasste Haushalte = 11,8 % fehlen

Die  Differenz  der  hochgerechneten  Haushalte  Alleinlebende,  Männer,  in  Höhe  von  431.000
Haushalten entspricht der ca. 7-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

Heft 1 Alleinlebende, Frauen 11.840  9.767 825
Heft 4 Alleinlebende, Frauen 11.241 10.135 902
= Verlust Alleinlebende, Frauen    599    -368 614

599 erfasste Haushalte = 5,1 % fehlen

Obwohl die Anzahl der erfassten Ein-Personen-Haushalte von  Alleinlebende, Frauen,  um 599
gesunken ist, ist die Anzahl der hochgerechneten Haushalte um 368.000 gestiegen.

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte in Höhe von 368.000 Haushalten entspricht der
ca. 6-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

Verluste  an  Haushalten  nach  Netto-Einkommen von  Fachserie 15,  Heft 1  zu  Fachserie 15,
Heft 4:

erfasst hochgerechnet
in 1.000 Faktor

Heft 1 Netto unter EUR 900 4.534 4.893 1.079
Heft 4 Netto unter EUR 900 2.666 2.935 1.101
= Verlust Netto unter EUR 900 1.868 1.958 1.048

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte,  Netto unter EUR 900, in Höhe von 1.958.000
Haushalten entspricht der ca. 33-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

Heft 1 Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300 5.675 5.634   993
Heft 4 Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300 3.773 4.042 1.071
= Verlust Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300 1.902 1.592   837

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte, Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300, in Höhe
von 1.592.000 Haushalten entspricht der ca. 27-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-
Haushalte.

In der Gruppe mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von bis unter EUR     900 ist die Anzahl der
erfassten EVS-2013-Referenz-Haushalte zwischen EVS 2013 Fachserie 15, Heft 1 zu EVS 2013
Fachserie 15, Heft 4 um 1.868 Haushalte = 41,2     % gesunken.

In der Gruppe mit einem Haushalts-Netto-Einkommen  von EUR     900 bis unter EUR     1.300 ist
die  Anzahl  der  erfassten  EVS-2013-Referenz-Haushalte  zwischen  EVS 2013  Fachserie 15,
Heft 1 zu EVS 2013 Fachserie 15, Heft 4 um 1.902 Haushalte = 33,5     % gesunken.
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Verluste an Haushalte  Paar mit 1     ledigen Kind unter     18     Jahre von Fachserie 15,  Heft 1  zu
Fachserie 15, Heft 4:

erfasst hochgerechnet
in 1.000 Faktor

Heft 1 Paar mit 1 Kind 3.848 2.317 602
Heft 4 Paar mit 1 Kind 3.569 2.378 666
= Verlust Paar mit 1 Kind    279     -61 219

Die Differenz von 61.000 hochgerechneten Haushalten, Paar mit 1 Kind, übersteigt die Gesamt-
Zahl aller teilnehmenden Haushalte insgesamt der EVS 2013.

279 erfasste Haushalte Paar mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahre = 7,3 % fehlen.

Obwohl die Anzahl der erfassten Haushalte von Paar mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahre um 279
gesunken ist, ist die Anzahl der hochgerechneten Haushalte um 61.000 gestiegen.

Verluste an Haushalte insgesamt von Fachserie 15, Heft 1 zu Fachserie 15, Heft 4:

erfasst hochgerechnet
in 1.000 Faktor

Heft 1 Haushalte insgesamt 59.775 40.032 670
Heft 4 Haushalte insgesamt 53.490 39.326 735
= Verlust Haushalte insgesamt   6.285      706 112

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte in Höhe von 706.000 Haushalten entspricht der
ca. 12-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

EVS 2013: 6.285 erfasste Haushalte insgesamt = 10,5 % fehlen

Während der Verlust an erfassten Haushalten der EVS 2013 von Fachserie 15, Heft 1 zu
Fachserie 15, Heft 4 bei Haushalte insgesamt „nur“ 10,5     % beträgt, steigt dieser Verlust
bei Haushalten mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von EUR 900 bis unter EUR 1.300
auf  33,5     % und  bei  Haushalten  mit  einem  Haushalts-Netto-Einkommen  von
bis unter EUR 900 sogar auf 41,2     %.

RBEG 2017-E geht wohl von 17.751 erfassten Ein-Personen-Haushalte der EVS 2013 aus:

15 %  der  17.751  lt.  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 4,  EVS 2013,  insgesamt
erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  sind  2.663  Ein-Personen-Haushalte,  ausgewertet
wurden aber nur 2.023 erfasste Ein-Personen-Haushalte, somit nur  11,4 % der erfassten Ein-
Personen-Haushalte.

2.023  erfasste  Ein-Personen-Haushalte  ergeben  hochgerechnet  2.206.000  Ein-Personen-
Haushalte, somit 13,8 % aller 16.024.000 hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

15 %  von  allen  16.024.000  hochgerechneten  Ein-Personen-Haushalte  sind  2.403.600
hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

Somit fehlen Daten von ca. 640 erfassten Ein-Personen-Haushalte = 197.600 hochgerechnete
Ein-Personen-Haushalte.

Für diese „normale“ Sonder-Auswertung EVS 2013 Ein-Personen-Haushalte liegt der Grenzwert
bei EUR 952,33, und „Privater Konsum insgesamt“ bei EUR 903,55.
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Für  die  Sonder-Auswertung  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  „Energie  (Haushalte,  die
nicht mit Strom heizen)“ wird der Grenzwert von EUR 952,33 beibehalten.

15 %  der  17.751  insgesamt  erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  sind  2.663  Ein-
Personen-Haushalte, ausgewertet wurden für „Energie (Haushalte, die nicht mit Strom heizen)“
aber nur 1.877 erfasste Ein-Personen-Haushalte, somit nur 10,6 % der erfassten Ein-Personen-
Haushalte.

1.877  erfasste  Ein-Personen-Haushalte  ergeben  hochgerechnet  2.060.000  Ein-Personen-
Haushalte, somit 12,9 % aller 16.024.000 hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

15 %  von  allen  16.024.000  hochgerechneten  Ein-Personen-Haushalte  sind  2.403.600
hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

Somit fehlen bei der Auswertung für „Energie (Haushalte, die nicht mit Strom heizen)“ Daten
von  ca.  786  erfassten  Ein-Personen-Haushalte  =  343.600  hochgerechnete  Ein-Personen-
Haushalte.

„Privater Konsum insgesamt“ der Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Sonder-Gruppe ohne Strom-
Heizung liegt bei EUR 907,66, anstatt bei EUR 903,55, somit um EUR 4,11 höher als bei der
sonst ausgewerteten BMAS-Auswahl der EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte.

Bei  Verkleinerung  der  EVS-Referenz-Gruppe  steigen  die  Ausgaben  für  „Privater  Konsum
insgesamt“.

Die Ausgaben für „Strom“ dieser 1.718 (darunter 1.623 Mieter und 73 Eigentümer) Haushalte
der BMAS-Sonder-Gruppe ohne Strom-Heizung betragen EUR 36,87, im Gegensatz zu den sonst
ausgewerteten (hier:) 1.831 (darunter 1.730 Mieter und 77 Eigentümer) erfassten EVS-2013-
Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Auswahl mit EUR 38,30.

Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben für „Strom“ liegt innerhalb der
BMAS-Auswahl bei (2.023 - 1.831 = 192)  9,5 % und sinkt innerhalb der BMAS-Sonder-Gruppe
ohne Strom-Heizung auf (1.877 – 1.718 = 159) 8,5 %.

24 Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Auswahl bezahlen Strom, obwohl sie weder Mieter noch
Eigentümer sind, wobei davon 2 Ein-Personen-Haushalte mit Strom heizen.

(1.849 – 1.730 =) 119  Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Auswahl zahlen zwar Miete für ihre
Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (1.730 – 1.623 =) 107 dieser Haushalte mit
Strom heizen.

(252 – 245 =) 7 Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind unter 6 Jahren der BMAS-Auswahl zahlen
zwar Miete für ihre Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (245 – 227 =) 18 dieser
Haushalte mit Strom heizen.

(118  –  113  =)  5  Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind von 6 bis unter 14 Jahren der  BMAS-
Auswahl zahlen zwar Miete für ihre Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (113 –
108 =) 5 dieser Haushalte mit Strom heizen.

Alle  75  Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 14 bis unter 18 Jahren der  BMAS-Auswahl
zahlen Miete für ihre Hauptwohnung und auch als Mieter Strom, wobei (75 – 73 =) 2 dieser
Haushalte mit Strom heizen.
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(445  –  433  =)  12  Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind der  BMAS-Auswahl  (Grenzwert:
2.594,00 € / Monat, „Vorläufige Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013“)
zahlen zwar Miete für ihre Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (433 – 406 =) 27
dieser Haushalte mit Strom heizen.

BMAS-Auswahl  2.023  Ein-Personen-Haushalte davon  BMAS-Sonder-Gruppe  ohne  Strom-
Heizung 1.877 = 146 Ein-Personen-Haushalte  mit Strom-Heizung, davon (146 – 113 =) 33 Ein-
Personen-Haushalte, die mit Strom heizen, aber diesen Strom nicht bezahlen.

Da der „Grenzwert“ bei beiden Auswertungen unverändert bleibt, ist nicht ersichtlich, weshalb
sich die Zahl der erfassten Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben für Strom geändert
haben könnte (hier: um 17,2 % gesunken).

Wer gar keine Ausgaben für Strom hat, kann doch wohl auch nicht mit Strom „heizen“.

Die Ausgaben der erfassten 1.831 EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte der „allgemeinen“ Gruppe
betrugen durchschnittlich EUR 38,30, somit EUR 70.127,30.

Die  Ausgaben  der  erfassten  1.718  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  der  „nicht-mit-Strom-
heizen“ Gruppe betrugen durchschnittlich EUR 36,87, somit EUR 63.342,66.

Aus der Differenz der jeweiligen Gesamt-Ausgaben in Höhe von EUR 6.784,64 verteilt auf die
Differenz der Referenz-Haushalte in Höhe von 113 ergibt durchschnittliche Ausgaben für Strom
für „Haushalte, die mit Strom heizen“ in Höhe von EUR 60,04.

Aus der Differenz dieser EUR 60,04 und dem Wert für „Haushalte, die nicht mit Strom heizen“,
in  Höhe  von  EUR 36,87  ergeben  sich  somit  Kosten  für  „heizen  mit  Strom“  in  Höhe  von
EUR 23,17.

Bei 113 Haushalten, die mit Strom heizen, ergeben sich „Heiz-Kosten“ in Höhe von 113 Haushalte
X EUR 23,17 = EUR 2.618,21, diese haben ein Anteil von 3,7 % an den gesamten Strom-Ausgaben
(EUR 70.127,30) der „allgemeinen“ EVS-Referenz-Gruppe.

Nach  dem  „früher“  üblichen  Verfahren  zur  Festlegung  des  Regel-Bedarfs  wurden  von  den
gesamten Strom-Ausgaben  15 % abgezogen (siehe z.B. BR-Drs. 635/06), mit o.g. Daten somit
15 % von EUR 70.127,30 = EUR 10.519,10, anstatt der erfassten lediglich EUR 2.618,21.

Zugebilligter Regel-Bedarf für „Strom“  EUR 33,31, anstatt tatsächlich erfasster Ausgaben in
Höhe von EUR 36,87 bei der „nicht-mit-Strom-heizen“ Gruppe.

Fehl-Betrag „Strom“ somit mindestens EUR 3,56 monatlich.

Für  die  Sonder-Auswertung  Ein-Personen-Haushalte  „Haushalte  ohne  Ausgaben  für
Kraftstoffe,  Autogas,  Strom  für  Elektroauto,  Schmiermittel“ wird  der  Grenzwert  von
EUR 952,33 beibehalten.

15 %  der  17.751  insgesamt  erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  sind  2.663  Ein-
Personen-Haushalte, ausgewertet wurden für „Energie (Haushalte, die nicht mit Strom heizen)“
aber nur 1.347 erfasste Ein-Personen-Haushalte, somit nur  7,6 % der erfassten Ein-Personen-
Haushalte.

1.347  erfasste  Ein-Personen-Haushalte  ergeben  hochgerechnet  1.475.000  Ein-Personen-
Haushalte, somit 9,2 % aller 16.024.000 hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

15 %  von  allen  16.024.000  hochgerechneten  Ein-Personen-Haushalte  sind  2.403.600
hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.
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Somit  fehlen  bei  der  Auswertung  für  „Haushalte  ohne  Ausgaben  für  Kraftstoffe,  Autogas,
Strom für Elektroauto, Schmiermittel“ Daten von ca. 1.316 erfassten Ein-Personen-Haushalte =
928.600 hochgerechnete Ein-Personen-Haushalte.

„Privater  Konsum  insgesamt“  der  Ein-Personen-Haushalte  von  „Haushalte  ohne  Ausgaben  für
Kraftstoffe, Autogas, Strom für Elektroauto, Schmiermittel“ liegt bei EUR 833,80, anstatt bei
EUR 903,55,  somit  um  EUR     69,75  niedriger als  bei  sonst  ausgewerteten  EVS-2013-Ein-
Personen-Haushalte.

Weshalb  die  Lebens-Haltungs-Kosten  ausgerechnet  für  „Haushalte  ohne  Ausgaben  für
Kraftstoffe, Autogas, Strom für Elektroauto, Schmiermittel“ billiger sein könnten als für die
allgemeine BMAS-EVS-2013-Referenz-Gruppe, erklärt RBEG 2017-E auch nicht.

Somit ist nicht ausgeschlossen,  dass es sich dabei  um besonders arme Haushalte („verdeckt
Arme“) handelt, die eigentlich aus der Referenz-Gruppe auszuschließen sind, da ihr Einkommen
unterhalb des Existenz-Minimums (hier: von 2013) liegt.

Durch  Verkleinerung der  EVS-Referenz-Gruppe  sinken die  Ausgaben  für  „Privater  Konsum
insgesamt“ im RBEG 2017-E.

Die Ausgaben für „0730, 0733 Personenbeförderung, Verkehrsdienstleistungen“ dieser 762 (von
1.347) erfassten EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte betragen EUR 45,03, im Gegensatz zu den
sonst  ausgewerteten  (hier:  995  von  2.023)  erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  mit
EUR 43,71.

Der  Anteil  der  Ein-Personen-Haushalte  ohne jegliche  Ausgaben  für  „0730,  0733
Personenbeförderung, Verkehrsdienstleistungen“ liegt innerhalb der sonst üblichen „allgemeinen“
EVS-Referenz-Gruppe bei (2.023 - 995 = 1.028) 50,8 % und sinkt innerhalb der EVS-Referenz-
Gruppe „0730, 0733 Personenbeförderung, Verkehrsdienstleistungen“ auf (1.347 – 762 = 585)
43,4 %.

Da der „Grenzwert“ bei beiden Auswertungen unverändert bleibt, folgt daraus, das Ausgaben für
„0730,  0733  Personenbeförderung,  Verkehrsdienstleistungen“  auch  bei  solchen  Haushalten
anfallen, die zusätzlich auch Ausgaben für Kraft-Fahrzeuge haben.

Summe regelbedarfsrelevanter Ausgaben Abteilung 07 EUR 32,90, anstatt tatsächlich erfasster
Ausgaben  in  Höhe  von  EUR 45,03  nur  für  „0730,  0733  Personenbeförderung,
Verkehrsdienstleistungen“.

Fehl-Betrag „Verkehr“ somit mindestens EUR 12,13 monatlich.

Die Ausgaben für „Verkehr“ dieser 876 (von 1.347) erfassten EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte
BMAS-Sonder-Gruppe „Verkehr“ betragen EUR 47,38, im Gegensatz zu den sonst ausgewerteten
(hier:  1.552  von  2.023)  erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  der  BMAS-Gruppe  mit
EUR 83,93.

Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben für „Verkehr“ liegt innerhalb der
BMAS-Gruppe bei (2.023 – 1.552 = 471) 23,3 % und steigt innerhalb der BMAS-Sonder-Gruppe
„Verkehr“ auf (1.347 – 876 = 471) 35,0 %.

Summe  regelbedarfsrelevanter  Ausgaben  Abteilung  07  EUR 32,90,  anstatt  tatsächlich
erfasster Ausgaben in Höhe von EUR 47,38 in der BMAS-Sonder-Gruppe „Verkehr“.

Fehl-Betrag „Verkehr“ somit mindestens EUR 14,48 monatlich.
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§ 7 Abs. 2 RBEG-E Regel-Bedarfs-Senker

Wie bereits in RBEG 2011 findet sich auch in § 7 Abs. 2 RBEG-E ein Regel-Bedarfs-Senker.

Durch  die  dortige  „Abweichung“  von  § 28a SGB XII  sinkt  der  Regel-Bedarf  für  2017  von
EUR 422 um EUR 13 auf EUR 409 (siehe unten).

Bereits RBEG 2011 enthielt einen derartigen Regel-Bedarfs-Senker (BGBl 2011 I Seite 453 „…
die  Anpassung  zum  1. Januar 2011  aus  den  Jahresdurchschnittswerten  des  Jahres  2009
gegenüber dem Jahr 2008“).

Der Regel-Bedarfs-Senker in RBEG 2011 wurde in BT-Drs. 17/3404 Seite 90 so begründet:

Weshalb diese angeblich „sach-gerechte“ Vorgehensweise geändert wird, ist nicht erklärt.

Die damalige für 2011 genutzte „sach-gerechte“ Anpassungs-Variante führte zu einem Regel-
Bedarf in Höhe von lediglich  EUR 364 anstatt in Höhe von  EUR 367, somit Leistungs-Kürzung
EUR 3 pro Monat bei allen Ein-Personen-Haushalten im Leistungs-Bezug SGB II / SGB XII.
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BR-Drs.  543/11,  Seite 8,  enthält die jeweilige Höhe der eigentlich  für  2011 zu gewährenden
Regel-Bedarfe (bei Berücksichtigung aktueller Entwicklungen bei Preis-Index und Netto-Löhnen
bis Juni 2010), dort als gerundetes „Ergebnis des ersten Fortschreibungsschritts“ bezeichnet:

RBEG 2017-E bestimmt:

„§ 7 Fortschreibung der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben

(1) Die Summen der für das Jahr 2013 ermittelten regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben
nach  § 5 Absatz 2  und  § 6 Absatz 2  werden  entsprechend  der  Fortschreibung  der
Regelbedarfsstufen nach § 28a des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch fortgeschrieben.

(2)  Abweichend  von  § 28a  des  Zwölften  Buches  Sozialgesetzbuch  bestimmt  sich  die
Veränderungsrate  des  Mischindex  für  die  Fortschreibung  zum  1. Januar 2017  aus  der
Entwicklung  der  regelbedarfsrelevanten  Preise  und  der  Nettolöhne  und  -gehälter  je
Arbeitnehmer  nach  den  Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnungen  vom  Zeitraum  Januar  bis
Dezember 2013 bis zum Zeitraum Juli 2015 bis Juni 2016. Die entsprechende Veränderungsrate
beträgt 3,46 Prozent.“

In  BGBl 2011 I Seite 453 sieht  § 28a SGB XII hingegen  Veränderungs-Raten  von  Juli  des
Vor-Vor-Jahres bis Juni des Vor-Jahres vor: „Maßgeblich ist jeweils die Veränderungsrate, die
sich aus der Veränderung in dem Zwölfmonatszeitraum, der mit dem 1. Juli des Vorvorjahres
beginnt  und  mit  dem  30. Juni  des  Vorjahres  endet,  gegenüber  dem  davorliegenden
Zwölfmonatszeitraum ergibt.“

Durch die Änderung des Bezugs-Zeit-Raums sinkt der Regel-Bedarf von EUR 418 für 2016
auf EUR 409 für 2017.
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Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung des zugebilligten Regel-Bedarfs für Ein-Personen-
Haushalte auf Basis RBEG 2011 aus BT-Drs. 17/3404 für die Jahre 2011, 2012, 2013, 2014, 2015
und 2016.

Die Werte in den grün markierten Spalten ergeben sich aus RBEG 2017-E für 2013 und 2017.

Die  Werte  in  den  gelb  markierten  Spalten  ergeben  sich  aus  der  Sonder-Auswertung  der
EVS 2013 im RBEG 2017-E, sofern die Anpassung des Regel-Bedarfs für die Jahre 2014, 2015,
2016 und 2017 gemäß § 28a SGB XII erfolgen würde.

Die Werte in der blau markierten Spalte ergeben sich für 2017, wenn die (alte) EVS 2008 gemäß
§ 28a SGB XII fortgeschrieben würde.16

Anteile des EVS-Abteilungen   Angaben in EUR

BT-Drs
17/3404

2011 2012 2013
RBEG
2017-E
201317

2014 201418 2015 201519 2016 201620 201621 201722 201723 201724

Siehe Fußnote 17 18 19 20 21 22 23 24

Regel-Bedarf 364 374 382 395 391 404 399 412 404 417 418 409 422 408

01 Nahrungsmittel und 
alkoholfreie Getränke 128,46 129,24 132,79 135,63 137,66 138,83 140,78 141,67 143,76 143,45 145,54 145,59 142,42 146,98 144,87

02 Alkoholische Getränke, 
Tabakwaren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

03 Bekleidung und Schuhe 30,40 30,58 31,42 32,09 34,60 32,85 35,39 33,52 36,14 33,94 36,59 36,59 35,80 36,95 34,28

04 Wohnungsmiete, Wasser, 
Strom, Gas u.a. Brennstoffe 30,24 30,42 31,26 31,93 35,01 32,68 35,80 33,35 36,56 33,77 37,01 37,03 36,22 37,38 34,10

05 Einrichtungsgegenstände für 
den Haushalt 27,41 27,58 28,34 28,95 24,34 29,63 24,89 30,24 25,42 30,62 25,74 25,74 25,18 25,99 30,92

06 Gesundheitspflege 15,55 15,64 16,07 16,41 15,00 16,80 15,34 17,14 15,67 17,35 15,86 15,86 15,52 16,02 17,52

07 Verkehr 22,78 22,92 23,55 24,05 32,90 24,62 33,65 25,12 34,36 25,43 34,79 34,79 34,04 35,13 25,68

08 Nachrichtenübermittlung 31,96 32,15 33,03 33,74 35,31 34,53 36,11 35,24 36,88 35,68 37,34 37,34 36,53 37,71 36,03

09 Freizeit, Unterhaltung und 
Kultur 39,96 40,20 41,30 42,18 37,88 43,17 38,74 44,05 39,56 44,60 40,05 40,06 39,19 40,45 45,04

10 Bildungswesen 1,39 1,40 1,44 1,47 1,01 1,50 1,03 1,53 1,05 1,55 1,06 1,07 1,04 1,07 1,57

11 Beherbergungs- und 
Gaststättendienstleistungen 7,16 7,20 7,40 7,56 9,82 7,74 10,04 7,90 10,25 8,00 10,38 10,39 10,16 10,48 8,08

12 Andere Waren und 
Dienstleistungen 26,50 26,66 27,39 27,98 31,31 28,64 32,02 29,23 32,70 29,60 33,11 33,11 32,39 33,44 29,89

Summe 361,81 363,99 373,99 381,99 394,84 390,99 403,79 398,99 412,35 403,99 417,47 417,57 408,49 421,60 407,98

Strom 28,12 28,29 29,07 29,69 33,31 30,39 34,07 31,01 34,79 31,40 35,22 35,23 34,46 35,57 31,71

Quelle: eigene Berechnungen

16 VRPI2017: 108,49 / 108,08; VLNG2017: EUR 21815 / EUR 21302, Zeitraum 07/2014 – 06/2016
17 Wert für 2013 aus RBEG 2017-E Basis EVS 2013
18 Wert für 2014 Basis EVS 2013 Anpassung § 28a SGB XII aus BR-Drs. 673/13  07/2011 – 06/2013
19 Wert für 2015 Basis EVS 2013 Anpassung § 28a SGB XII aus BR-Drs. 423/14  07/2012 – 06/2014
20 Wert für 2016 Basis EVS 2013 Anpassung § 28a SGB XII aus BR-Drs. 435/15  07/2013 – 06/2015
21 Wert für 2016 auf Basis bisherige Veränderungen 2013 bis 2016
22 Wert für 2017 aus RBEG 2017-E Basis EVS 2013  01/2013 – 06/2016
23 Wert für 2017 Basis EVS 2013 Anpassung § 28a SGB XII   eigene Berechnung: VRPI2017: 
108,49 / 108,08   VLNG2017: EUR 21815 / EUR 21302  07/2014 – 06/2016
24 Wert für 2017 Basis EVS 2008 Anpassung § 28a SGB XII   eigene Berechnung: VRPI2017: 
108,49 / 108,08   VLNG2017: EUR 21815 / EUR 21302  07/2014 – 06/2016
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Würde der vom BMAS aus der EVS 2008 geschaffene Regel-Bedarf ab 2011 (EUR 364) für 2017
mit dem Anpassungs-Mechanismus aus § 28a SGB XII fortgeschrieben, ergäbe sich daraus ein
Regel-Bedarf in Höhe von EUR 408.

RBEG 2017-E bietet hingegen auf Basis EVS 2013 einen Euro mehr: EUR 409.

Würde der vom BMAS aus der EVS 2013 geschaffene Regel-Bedarf 2013 mit dem Anpassungs-
Mechanismus aus § 28a SGB XII für 2017 fortgeschrieben, ergäbe sich daraus ein Regel-Bedarf
in Höhe von EUR 422.

An  Stelle  des  bisher  für  2013  bewilligten  Regel-Bedarf  in  Höhe  von  EUR 382 ergibt  sich
ausweislich BMAS-Auswertung der EVS 2013 stattdessen ein Leistungs-Anspruch in Höhe von
EUR 395, somit eine Erhöhung von EUR 13.

Zumindest  dieser  EUR 13-“Vorsprung“  gegenüber  der  EVS 2008  müsste  somit  auch  für  den
derzeitigen Regel-Bedarf in 2016 gelten, somit EUR 417.25

RBEG 2017-E bietet für 2017 lediglich  EUR 409,  gegenüber dem Vor-Jahr 2016, somit keine
„Erhöhung“ sondern stattdessen eine Kürzung in Höhe von EUR 8.

Die ausweislich  RBEG 2017-E aufgetretene  Deckungs-Lücke beim Existenz-Minimum in  Höhe
von  (EUR 395  minus  EUR 382  =)  EUR 13 im  Jahr  2013,  d.h.  bereits  im  zweiten Jahr  der
Fortschreibung,  verdeutlicht  die  Notwendigkeit  der  Verbesserung  des  Systems  der
Fortschreibung des Regel-Bedarfs in Jahren ohne „neue“ EVS.

EVS-Daten gibt es alle 5 Jahre „frisch“, jedoch ist die Bundesregierung bisher offenkundig nicht
gewillt, dementsprechend alle 5 Jahre eine neue EVS in Regel-Bedarf umzusetzen.26

25 EUR 417 anstatt EUR 404
26 5 Jahre nach dem 01.01.2011 war bereits am 01.01.2016 und ist nicht erst am 01.01.2017 RBEG 2017-E,
Art. 7 Abs. 1
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RBEG 2017-E erklärt die Berechnung der Veränderungs-Rate beim Regel-Bedarf wie folgt:

VRPI2017 = (108,49 / 108,08) – 1 = 0,3794 %

VNLG2017 = EUR 21.815 / EUR 21.302) – 1 = 2,408 %

VMI2017 = (0,7 * 0,3794%) + (0,3 * 2,408%) = 0,2656 % + 0,7224 % = 0,99 %

Regel-Bedarf 2017: Regel-Bedarf 2016 EUR 404 + VMI2017 0,99 % = EUR 407,99 = EUR 408

Bei  der  „normalen“  Fortschreibung  des  Regel-Bedarfs  auf  Basis  EVS 2008  wäre  der  Regel-
Bedarf 2017 EUR 408.

RBEG 2017-E mit Basis EVS 2013 bringt somit lediglich eine „Verbesserung“ der Erhöhung um
EUR 1,00 zusätzlich (EUR 409 statt EUR 408).

Würde das Berechnungs-Schema für Regel-Bedarf 2017 aus dem RBEG 2017-E bei Umsetzung
EVS 2013 bereits zum 01.01.2016 anstatt zum 01.01.2017 angewendet, würde sich für 2016 ein
Regel-Bedarf in Höhe von  EUR 404 ergeben, somit denselben Wert wie bei Fortschreibung
der Werte aus der EVS 2008.
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Für 2017 ergäbe sich dann ein Regel-Bedarf von EUR 408, somit EUR 1,00 niedriger, wobei die
Abweichung (lediglich) rundungs-bedingt ist.

Preis-Index
Veränderungsrate der Nettolöhne

und -gehälter je beschäftigten
Arbeitnehmer in EUR

Veränderung 
des 
Mischindexes 
für die 
Anpassung 
der 
Regelbedarfe 
nach § 28a 
SGBXII

BR-Drs
Vor-Vor-

Jahr Vor-Jahr
VRPI(Folge-Jahr)

Vor-Vor-
Jahr Vor-Jahr

VNLG(Fo
lge-Jahr)

VMI(Folge-
Jahr)

423/14 105,07 107,28 2,1034% 2,100% 20.342 20.783 2,17% 2,12 %

435/15 107,28 108,08 0,7457% 0,700% 20.783 21.302 2,50% 1,24 %
RBEG 
2017-E 108,08 108,49 0,3793% 0,400% 21.302 21.815 2,41% 1,00 %

2013 2013

EVS 2013
Regel-
Bedarf 394,84

RBEG 
2017-E 106,08 108,49 2,2719% 2,300% 20.550 21.815 6,16% 3,46 % 408,50
Regel-
Bedarf
2017 409

bei Umsetzung EVS 2013 zum 01.01.2016:

2013 2013

EVS 2013
Regel-
Bedarf 394,84

Regel-
Bedarf
2016

106,08 108,08 1,8854% 1,900% 20.550 21.302 3,66% 2,43 % 404,43

404

Regel-
Bedarf
2017

108,08 108,49 0,3793% 0,400% 21.302 21.815 2,41% 1,00 % 408,04

408

BMAS Hintergrundinformationen zur Ermittlung der Regel-Bedarfe:

Bei  VMI2017 = 0,99 % würde der Regel-Bedarf der Regel-Bedarfs-Stufe 1 von EUR 404 um
0,99 % auf EUR 408, also um EUR 4,00 steigen.

Bei VMI2017 = 0,99 % würde der Regel-Bedarf der Regel-Bedarfs-Stufe 2 von EUR 364 um
0,99 % auf EUR 368, also um EUR 4,00 steigen.
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Bei VMI2017 = 0,99 % würde der Regel-Bedarf der Regel-Bedarfs-Stufe 3 von EUR 324 um
0,99 % auf EUR 327, also um EUR 3,00 steigen.

Bei VMI2017 = 0,99 % würde der Regel-Bedarf der Regel-Bedarfs-Stufe 4 von EUR 306 um
0,99 % auf EUR 309, also um EUR 3,00 steigen.

Bei VMI2017 = 0,99 % würde der Regel-Bedarf der Regel-Bedarfs-Stufe 5 von EUR 270 um
0,99 % auf EUR 273, also um EUR 3,00 steigen.

Bei VMI2017 = 0,99 % würde der Regel-Bedarf der Regel-Bedarfs-Stufe 6 von EUR 237 um
0,99 % auf EUR 239, also um EUR 2,00 steigen.

Der  größte  „Gewinner“  beim RBEG 2017-E ist  die  Regel-Bedarfs-Stufe 5,  sie  erhält  EUR 18
monatlich zusätzlich.

Der größte „Verlierer“ beim RBEG 2017-E ist die Regel-Bedarfs-Stufe 6, sie bleibt in der
Höhe  unverändert  und  verliert  dadurch  eine  anderenfalls  folgende  Erhöhung  um  EUR 2
monatlich.

Fällt die Steigerung der Löhne und Gehälter niedriger aus als die Steigerung der Preise,
sinkt somit die mit Regel-Bedarf kaufbare Waren-Menge.

Warum die notwendige Waren-Menge des Folge-Jahres niedriger sein soll als im laufenden Jahr,
ist weder vorgetragen, noch sonst wie ersichtlich.

Die folgende Tabelle zeigt die Abweichungen in der Höhe des Regel-Bedarfs in Abhängigkeit der
jeweiligen Kürzung bei  Preis-Index und / oder bei  der Veränderungsrate der Nettolöhne und
-gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer in EUR:

Regel-Bedarf          Basis EVS 2008

Jahr

mit
Kürzungs-
Faktoren

VMI = (0,7 *
VRPI) + (0,3 *

VNLG)

ohne Kürzungs-
Faktoren

VMI = VRPI +
VNLG

ohne Netto-Lohn-
Kürzung

VMI = (0,7 * VRPI) +
VNLG

ohne Preis-Index-
Kürzung

VMI =  VRPI + (0,3 *
VNLG)

2012 374 384 382 376
2013 382 404 400 387
2014 391 422 415 399
2015 399 440 430 410
2016 404 454 443 416
2017 408 467 455 421

Quelle: BR-Drs 543/11, BR-Drs 553/12, BR-Drs 673/13, BR-Drs 423/14, BR-Drs 435/15, RBEG 
2017-E; VMI(Folge-Jahr) 1,99 %, 2,26 %, 2,27 %, 2,12 %, 1,24 %, 1,00 %; eigene Berechnungen

Bei Beibehaltung der bisherigen Kürzungs-Faktoren folgt aus der Formel VMI = (0,7 * VRPI) +
(0,3 * VNLG) für 2017 ein Regel-Bedarf in Höhe von EUR 408.

Würde stattdessen auf die beiden Kürzungs-Faktoren verzichtet, folgt aus der Formel VMI =
VRPI + VNLG für 2017 ein Regel-Bedarf in Höhe von EUR 467.
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Würde stattdessen nur auf die Kürzung bei der Veränderungsrate der Netto-Löhne verzichtet,
folgt  aus  der  Formel  VMI =  (0,7  *  VRPI)  +  VNLG für  2017  ein  Regel-Bedarf  in  Höhe  von
EUR 455.

Würde stattdessen nur auf die Kürzung beim Preis-Index verzichtet, folgt aus der Formel VMI =
VRPI + (0,3 * VNLG) für 2017 ein Regel-Bedarf in Höhe von EUR 421.

§ 5 RBEG 2017-E weist für 2013 einen Regel-Bedarf in Höhe von EUR 394,84 = EUR 395 aus.

Die o.g. Berechnung kommt bei der Formel VMI = (0,7 * VRPI) + VNLG, d.h. ohne Netto-Lohn-
Kürzung, mit EUR 400 dem Wert aus § 5 RBEG 2017-E am Nächsten.

Diese  Berechnung  beruht  auf  VRPI(Folge-Jahr)  in  Höhe  von  1,600%  bzw.  1,800%,  bei
VNLG(Folge-Jahr) in Höhe von 2,90% bzw. 3,33%.

RBEG 2017-E geht selber von Steigerungen der Preise aus, weshalb es widersprüchlich ist, diese
Veränderung der Preise nicht vollständig, sondern mit einem 30 %igen Abschlag in den Regel-
Bedarf zu übernehmen.

Bedarfs-Deckung im Sinne von „bisher notwendige Produkte auch zukünftig bezahlen können“, ist
offenkundig mit RBEG 2017-E nicht gewollt.
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Im RBEG 2017-E werden weiterhin Code-Nummern mit 7 Stellen ausgewiesen, obwohl das hier
relevante Tagebuchschema des Haushaltsbuches auf 4-Stellern basiert.

Zudem weichen die vom BMAS ausgewiesenen Code-Nummern von der Code-Nummern-Liste der
SEA 98 bzw. SEA 2013 ab.

Siehe dazu bereits „Ausschussdrucksache 17(11)309“, a.a.O., Seite 145ff.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, EVS 2008, Seite 20:

„Das Tagebuchschema des HB basierte dagegen mit Ausnahme der Wohnausgaben auf dem 4-
Steller der SEA-98.“
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Für weitere Erwachsene im Haushalt greift auch RBEG 2017-E auf Festschreibungen von Reichs-
Ministern aus dem Jahr 1941 zurück (RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 31.10.1941 – IV W I 160/41-
7000a u. IIb 7030/41):
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Das  BVerfG  hat  sich  in  BVerfG 1 BvL 1/0927 zur  Zulässigkeit  der  Leistungs-Kürzung  bei
weiteren Erwachsenen im Haushalt  geäußert,  jedoch seine  Meinung auf offenkundig  unwahre
Behauptungen gestützt, denn „der Deutsche Verein hat diesen Wert“ in Höhe von „180 %“ dort
nicht „ermittelt“, sondern stattdessen nur mit diesem Wert (100 % plus 80 %), übernommen aus
dem  Rund-Erlass  von  Reichs-Minister  des  Innern  und  Reichs-Arbeits-Minister  vom
31. Oktober 1941 (RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 31.10.1941 – IV W I 160/41-7000a u.
IIb 7030/41), und Daten der 1989 aktuellsten EVS-Auswertung (EVS 1983) berechnet, welche
Werte sich daraus für einzelne Verbrauchs-Positionen ergeben.

Weshalb,  insbesondere  trotz  Art. 123 Abs. 1 GG28,  die  Verweigerung  des  Existenz-
Minimums29 mit  Hinweis  auf  vorkonstitutionelles  Verwaltungs-Handeln zulässig  sein  könnte,
haben weder Gesetzgeber, noch BVerfG erklärt.

Stattdessen  hat  das  BVerfG  klargestellt,  das  derartig  wichtige  Entscheidungen  nicht  der
Verwaltung überlassen bleiben dürfen,30 vorliegend hat der Gesetzgeber hingegen offenkundig
die  „frei  entschiedene“  und zudem  vorkonstitutionelle Verwaltungs-Praxis einfach  ungeprüft
übernommen, ohne jedoch irgendeine nachvollziehbare Berechnung dazu vorzulegen.

Der  Anspruch  für  Regel-Bedarfs-Stufe 2  und  Regel-Bedarfs-Stufe 3  beruht  auch  im
RBEG 2017-E auf fiskalischen Überlegungen vorkonstitutioneller Sozial-Hilfe-Behörden.31

27 BVerfG 1 BvL 1/09,  Rn 189:  „Die  Annahme  des  Gesetzgebers,  dass  der  zur  Sicherung  des
Existenzminimums zu deckende Bedarf für zwei Partner insgesamt  180 % des entsprechenden Bedarfs eines
Alleinstehenden  beträgt,  kann  sich  allerdings  auf  eine  ausreichende  empirische  Grundlage  stützen.  Dieser
Betrag beruht auf der modifizierten Differenzrechnung des Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge, die der Regelung des § 2 Abs. 3 Regelsatzverordnung 1990 zugrunde lag.  Der Deutsche Verein hat
diesen  Wert  ermittelt,  indem  er  als  Referenzgruppe  Ehegatten  ohne  Kinder  mit  einem  verfügbaren
Nettoeinkommen  über  der  Sozialhilfeschwelle  gewählt,  für  sie  den  regelleistungsrelevanten  Verbrauch
entsprechend dem Verfahren wie bei einem Alleinstehenden bestimmt, d.h. nur die einzelnen Ausgabepositionen
in den einzelnen Abteilungen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe berücksichtigt hat, die auch bei einem
Alleinstehenden berücksichtigt wurden, und anschließend die Differenz zwischen den Beträgen für Ehegatten
und  für  Alleinstehende  gebildet  hat.  Diese  Methode  ist  zur  Bestimmung  des  Existenzminimums  von  in
Bedarfsgemeinschaft lebenden Partnern ohne Kinder geeignet.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
28 BGBl 1949 I Seite 1: Art. 123 Abs. 1 GG: „Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt 
fort, soweit es dem Grundgesetze nicht widerspricht.“ (Hervorhebung hinzugefügt)
29 Der  Anspruch auf  das Existenz-Minimum kommt  aus  Art. 1 GG und  Art. 20 GG,  diese  sehen  keine
Einschränkungs-Möglichkeit vor.  BVerfG 1 BvL 1/09: 1. Leitsatz: „Das Grundrecht auf Gewährleistung eines
menschenwürdigen Existenzminimums aus  Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit  dem Sozialstaatsprinzip des
Art. 20 Abs. 1 GG sichert  jedem Hilfebedürftigen diejenigen materiellen Voraussetzungen zu, die für seine
physische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben
unerlässlich sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
30 BVerfG 1 BvL 371/11 Rn. 62:  „Die  Anforderung,  das  Existenzminimum  müsse  durch  einen  Anspruch
gesichert  sein,  bezieht  sich  auf  das  Erfordernis  eines  Parlamentsgesetzes  zur  Bestimmung  der
existenzsichernden  Leistungen,  weil  diese  nicht  der  freien  Entscheidung  der  Verwaltung  überlassen
bleiben dürfen.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
31 „Die Richtsätze sind vielmehr in den Jahren 1926/27 aus den örtlichen Erfahrungen der Unterstützungspraxis
heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  Lebenshaltungskosten  und  der
finanziellen Leistungsfähigkeit der Fürsorgeträger herab- und heraufgesetzt worden.“ Käthe Petersen in:
Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)
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„Gutachterliche Äußerung:
Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe:
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige
Deutscher Verein für  öffentliche und private Fürsorge,  Frankfurt am Main,  1989“,  Seite 31,
Anlage 1 A,  „Konferenz  der  obersten  Landessozialbehörden  Neues  Bedarfsbemessungssystem
für die Regelsätze in der Sozialhilfe“ vom  2. September 1987:

Ein derartiger Waren-Korb mit Bedarfs-Mengen ist auch in RBEG 2017-E nicht enthalten.

„Gutachterliche Äußerung:
Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe:
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Frankfurt am Main,  1989“,  Seite 33,
Anlage 1 A,  „Konferenz  der  obersten  Landessozialbehörden  Neues  Bedarfsbemessungssystem
für die Regelsätze in der Sozialhilfe“ vom  2. September 1987:

Eine  Berücksichtigung  zukünftiger  Preis-Entwicklungen ist  auch  in  RBEG 2017-E  nicht
vorgesehen.
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„Gutachterliche Äußerung:
Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe:
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Frankfurt am Main, 1989“, Seite 12 / 13:

Die für den „Vergleich“ der Ausgaben von Haushalten von Ehepaar ohne Kind mit den Ausgaben
von  Ein-Personen-Haushalten  ausgewählten  Haushalte  der  EVS 1983  beruhen  somit  auf  den
damaligen Sozial-Hilfe-Schwellen (somit den 80 % von 1941), wobei für Ehepaar ohne Kind ein
Wert in Höhe von 64 % über dem Wert für Ein-Personen-Haushalte gesetzt wurde.

Die Einkommens-Ober-Grenze (BMAS-Neu-Sprech: „Grenz-Wert“) wurde bei Ehepaar ohne Kind
bei 94 % festgesetzt.

Nach  diesen  Vorgaben  bei  der  Auswahl  der  EVS-1983-Referenz-Gruppe  ist  es  wenig
überraschend,  dass  das  „Berechnungs-Ergebnis“  zwischen den vorgegebenen 64 % und den
vorgegebenen 94 % liegt, nämlich bei 80 %.

Weshalb  derartige  Berechnungen  nicht  als  Zirkel-Schluss einzustufen  sind,  ist
BVerfG 1 BvL 1/09 nicht zu entnehmen.

Selbst dann,  wenn die EVS 1983 ergeben haben würde,  dass eine Begrenzung des Leistungs-
Anspruchs für weitere Erwachsene im Haushalt auf 80 % mit diesen Daten begründet werden
könnte, wäre eine Nutzung dieser „Erkenntnis“ zur Festlegung des Existenz-Minimums doch wohl
schon  deshalb  offenkundig  unzulässig,  weil  es  sich  bei  der  EVS 1983  nach  Meinung  des
Gesetzgebers um die schlechteste EVS aller Zeiten handelt, denn zur Korrektur des dortigen
Daten-Schrotts hielt der Gesetzgeber eine  Volks-Zählung für notwendig, die dann allerdings
erst 1987 stattfinden konnte.32

32 Volks-Zählungs-Urteil des BVerfG 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83
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Sonder-Auswertungen der EVS 2013 von Haushalten von  Paar ohne Kind hat das BMAS nicht
behauptet,  obwohl  auch  Haushalte  von  Paar ohne Kind  zu  den  Leistungs-Berechtigten  des
SGB XII / SGB II gehören dürften.

Stattdessen  wird  derartigen  Personen  ein  gekürzter  Leistungs-Anspruch  gegenüber
Alleinlebenden zugemutet.

Für  Kinder  und  Jugendliche  hingegen  wird  auf  Sonder-Auswertungen  von  Haushalten  von
Paar mit 1 ledigen Kind verwiesen.

Kinder und Jugendliche befinden sich somit in einem anderen EVS-Referenz-System als „ihre“
Eltern.

Sofern  RBEG 2017-E  von  der  Richtigkeit  seiner  auf  Reichs-Ministern  von  1941  basierenden
Meinung  ausgehen  würde,  könnte  RBEG 2017-E  derartige  Meinungen  mit  EVS-2013-Daten
belegen.

Dieses ist jedoch nicht der Fall.

Die nachfolgende Tabelle vergleicht die Höhe der Ausgaben von Ein-Personen-Haushalte mit der
Höhe der Ausgaben von Haushalten von Paar ohne Kind der EVS 2013:

Anteile des EVS-Abteilungen        Angaben in EUR, Abweichungen in %
destatis FS 15 Heft 4 EVS 2013

EVS
Abteilung

Ein-
Personen-
Haushalt

Seite 23 + Seite
125

Paar
ohne
Kind

Seite 141

Paar ohne
Kind / Ein-
Personen-
Haushalt

Anzahl erfasste Haushalte 17.751 18.797
01 Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 196 388 197,96 %
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren
03 Bekleidung und Schuhe 65 128 196,92 %
04 Wohnungsmiete, Wasser, Strom, Gas u.a. Brennstoffe

05 Einrichtungsgegenstände für den Haushalt 67 155 231,34 %
06 Gesundheitspflege 64 155 242,19 %
07 Verkehr 181 412 227,62 %
08 Nachrichtenübermittlung 49 67 136,73 %
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 162 323 199,38 %
10 Bildungswesen 9 10 111,11 %

11
Beherbergungs- und 
Gaststättendienstleistungen 78 169 216,67 %

12 Andere Waren und Dienstleistungen 68 113 166,18 %
Summe 939 1.920 204,47 %
Quelle: Statistisches Bundesamt, a.a.O.; eigene Berechnungen

Ohne Berücksichtigung von Ausgaben der EVS-Abteilung 04 („Wohnungsmiete, Wasser, Strom,
Gas  u.a.  Brennstoffe“)  haben  Haushalte  von Paar ohne Kind Ausgaben in  Höhe von  204,47 %
gegenüber Ein-Personen-Haushalte.

Auch  ausweislich  EVS 2013  haben  Haushalte  von  Paar ohne Kind somit  offenkundig  höhere
Ausgaben  als  2 Ein-Personen-Haushalte,  eine  Reduzierung  des  Leistungs-Anspruchs  auf
lediglich 80 % für die zweite Person kann auch mit Daten der EVS 2013 nicht begründet werden.
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Siehe  dazu  bereits  Böker  in  „Stellungnahme  zu  den  Ausführungen  der  Bundesregierung  zur
Ermittlung  der  Höhe  von  SGB XII-Regelsatz  /  SGB II-Regelleistung  in  den  Verfahren
BVerfG 1 BvL 1/09  BVerfG 1 BvL 3/09  BVerfG 1 BvL 4/09,  vom  29. September 2009“,  ab
Seite 50:

„Bei den verbleibenden Ausgaben liegen die Ausgaben von Paare ohne Kind um 102,1 % über
den  Ausgaben  der  Ein-Personen-Haushalte  und  nicht  nur  bei  80 %  wie  das  BMAS
behauptet.“

http://forum.tacheles-sozialhilfe.de/aktuelles/2009/RB-BVerfG-Stellung-1-BvL-1-09-3-
09-4-09-.pdf

„Der  im  Richtsatzerlaß  von  1941  für  Haushaltsangehörige  über 16 Jahre  vorgesehene
Prozentsatz  (70-80 %)  ist  –  wie  die  Höhe  der  Richtsätze  –  nicht  auf  Grund
wissenschaftlicher  Untersuchungen,  sondern  auf  Grund  der  örtlichen  Erfahrungen
festgesetzt.“

Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  Einkommenshilfe  und  Richtsatzpolitik,  Schriften  des
Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955,
Seite 71

„Auch die im Richtsatzerlaß von 1941 für Kinder vorgesehenen 40-50 % beruhen nicht auf
wissenschaftlichen Ermittlungen.“

Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  Einkommenshilfe  und  Richtsatzpolitik,  Schriften  des
Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955,
Seite 71

Sofern RBEG 2017-E auf  Ruhr-Universität Bochum verweist,  scheiterte die Ruhr-Uni Bochum
mit dem Versuch, mit EVS-Daten des Statistischen Bundesamtes die Behauptungen des BMAS im
Regel-Bedarfs-Ermittlungs-Gesetz RBEG 2011 nachzubilden.33

Eine Kürzung des Leistungs-Anspruchs  (hier:  auf  80 %)  kann  mit Berechnungen  der Ruhr-
Universität Bochum somit doch wohl dann offenkundig nicht begründet werden,  da der der
Ruhr-Universität  Bochum  gelieferte  EVS-2008-Daten-Satz  messbare  Abweichungen
gegenüber dem für den Regel-Bedarf benutzten EVS-Daten-Satz enthält.

Zum  Einfluss  der  als  „erfasst“  eingestuften  Haushalte  auf  das  Berechnungs-Ergebnis  siehe
bereits oben.

33 Ruhr-Universität  Bochum „Forschungsauftrag  Zb 1  –  04812-1/20,  „Überprüfung  der  bestehenden  und
Entwicklung neuer  Verteilungsschlüssel  zur  Ermittlung von Regelbedarfen  auf Basis  der  Einkommens-  und
Verbrauchsstichprobe  2008 –  Endbericht  –  für  das  Bundesministerium für  Arbeit  und Soziales“,  Seite 148:
„Aufgrund  von  Datenschutz-Auflagen  enthält  das  vom  Statistischen  Bundesamt  zur  Verfügung  gestellte
Scientific-Use-File eine 80%-ige, faktisch anonymisierte Stichprobe des EVS. Mit diesem Datensatz wurden
die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen durchgeführt. (…)
Als problematisch erweisen sich daher die im Scientific-Use-File enthaltenen Hochrechnungsfaktoren. Hier
bleibt unklar, ob es sich um eigens an die Stichprobe angepasste Hochrechnungsfaktoren handelt oder um
eine Skalierung der Hochrechnungsfaktoren der vollständigen EVS.  Die in Anhang der BT-Drs. 17/3404
ausgewiesenen Werte konnten daher nicht vollständig nachvollzogen werden. Da Haushalte  am unteren
Ende der Einkommensverteilung in der EVS überdies  unterrepräsentiert sind (vgl.  Statistisches Bundesamt
2013: 35), haben sie zudem ein vergleichsweise hohes Gewicht, was teilweise zu unplausiblen Ergebnissen
führt (...) und die direkte Vergleichbarkeit der Referenzgruppen nach RBEG und den für die nachfolgenden
Analysen zugrunde gelegten Vergleichsgruppen begrenzt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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Ausweislich  BGBl 2011 I Seite 453 sieht  § 21 Abs. 7 SGB II /  § 30 Abs. 7 SGB XII  einen
Mehr-Bedarf für dezentrale Erzeugung von  Warm-Wasser mit Bezug zum jeweils geltenden
Regel-Bedarf vor.

Die Höhe der dort genannten Prozent-Sätze ergibt sich aus der Umwandlung des von 2005 bis
2010 vorgesehenen  Abzugs für die Bereitung von Warm-Wasser in einen  Zuschlag, wobei der
Abzug auf einem Anteil an den zugebilligten Ausgaben für Strom beruhte, welcher auf Grund
einer Modell-Rechnung mit Strom-Verbräuchen im Jahr 1985 (VDEW 1986) erfolgte:

Quelle: Nachrichtendienst des Deutschen Verein, NDV 1991, Heft 3/1991, Seite 77

Da der Anteil der tatsächlichen Strom-Ausgaben der EVS-Referenz-Gruppe, der in RBEG 2017-E
als regel-bedarfs-relevant anerkannt wird, höher ist als in RBEG 2011, müssen auch die Prozent-
Sätze in § 20 Abs. 7 SGB II / § 30 Abs. 7 SGB XII entsprechend erhöht und der zugebilligte
Leistungs-Anspruch erhöht werden.34

Diese Anpassung hat RBEG 2017-E „vergessen“.

Neuregelungen in § 20 SGB II

Mit den Neuregelungen  in  § 20 sollen  ausweichen RBEG 2017-E Seite 109 künftig  auch  ohne
eigenständige Bekanntmachung wie sie nach dem geltenden § 20 Absatz 5 vorgegeben ist - die
jeweils  auf  Grundlage  des  § 28 SGB XII  in  Verbindung  mit  dem  RBEG  neu  ermittelten  und
aufgrund  der  Regelbedarfsstufenstufen-Fortschreibungsverordnung  nach  den  §§ 28a  und
40 SGB XII fortgeschriebenen Regelbedarfe unmittelbar auch im SGB II gelten.

Damit gleicht RBEG 2017-E die geltende Rechts-Lage an die  bisherige Verwaltungs-Praxis der
Jobcenter an, da auch schon bisher im  SGB II für die Monate  November und  Dezember der
Jahre  2012,  2013,  2014  und  2015  auf  die  zugebilligte  Leistungs-Höhe  des  SGB XII
zurückgegriffen wurde,  um den Rückgriff auf den im SGB II unverändert bezifferten Wert
(EUR 364, …) zu vermeiden.

34 EUR 10,34 anstatt EUR 9,41 bei 100-%-Personen
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RBEG 2011 sah nur eine Ermächtigung für „die folgenden zwölf Monate“ beginnend mit November
des laufenden Jahres vor,35 weshalb es bisher für die Monate November und Dezember an einer
gesetzlichen Ermächtigung für eine Bekanntmachung durch das BMAS mangelte.

Da der Gesetzgeber den „notwendigen Lebens-Unterhalt“ in § 27a SGB XII36 geregelt hat, war
diese „Aufstockung“ der zugebilligten Leistungen im SGB II wohl offenkundig notwendig.

RBEG 2017-E  Seite 32  behauptet  Unkenntnis  der  Bundesregierung  über  die  Regelungen  zur
Gewährung von Leistungen nach dem SGB II bzw. nach dem SGB XII:

„Statistisch  nicht  ausgeschlossen  werden  können  Personen,  bei  denen  wegen  ihres
niedrigen  Einkommens  ein  Anrecht  auf  Leistungen  nach  dem  SGB II  oder  SGB XII
vermutet  werden  kann,  diese  Leistungen  aber  nicht  erhalten  (sogenannte  „verdeckt
Arme“).  Solche  Fälle  können  statistisch  nicht  erfasst,  sondern  nur  im  Rahmen  von
Modellrechnungen simuliert werden. Derartige Berechnungen sind jedoch durch eine hohe
Fehleranfälligkeit gekennzeichnet und  liefern somit keine valide Datengrundlage für die
Ermittlung der Referenzhaushalte.“

Da  „Einkommen“  bei  einer  „Einkommens-  und  Verbrauchs-Stichprobe“  (EVS)  erhoben  wird,
erscheint  es  unwahrscheinlich,  dass  Angaben  zu  „Einkommen“  im  EVS-Daten-Satz  der  EVS-
Referenz-Haushalte  nicht vorhanden sein könnten,  zumindest veröffentlicht  das Statistische
Bundesamt dazu sogar Auswertungen.

Kosten  der  Unterkunft  und  Heizung  werden  bei  einer  EVS  ebenfalls  erhoben  und  dort  der
Abteilung 04 zugeordnet.

Die  Höhe  des  zugebilligten  Regel-Bedarfs  für  Ein-Personen-Haushalte  dürfte  der
Bundesregierung  bekannt  sein,  ebenso  diejenigen  für  Haushalte  von
Paar mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahre,  zumindest  enthält  der  Tabellen-Teil  des  RBEG 2017-E
nach Seite 111 Auswertungen nach Alter des jeweiligen Kindes.

In  „Neues  Bedarfsbemessungssystem  für  die  Regelsätze  in  der  Sozialhilfe:  Ableitung  der
Regelsätze für  sonstige  Haushaltsangehörige“  hat  der Deutscher Verein für  öffentliche und
private  Fürsorge  bereits  1989  hat  das  „heutige“  Problem  des  BMAS  dadurch  gelöst,  dass
Einkommens-Unter-Grenzen auf  Basis  der damaligen Sozialhilfe-Sätze berechnet wurden und
EVS-Referenz-Haushalte mit niedrigerem Einkommen nicht mit verglichen wurden.

Die  Behauptungen  in  RBEG 2017-E  Seite 32  „Die  Konzentration  der  Ermittlung  auf  die
Verhältnisse  der  unteren  Einkommensgruppen  ist  sachlich  angemessen,  weil  in  höheren
Einkommensgruppen  Ausgaben  in  wachsendem  Umfang  über  das  Existenznotwendige  hinaus
getätigt  werden“  sind  vorliegend  völlig  irrelevant,  da  lediglich  „regel-bedarfs-relevante“
Produkte überhaupt in den Regel-Bedarf kommen können.

„Regel-Bedarfs-relevant“ ist eine politische Einstufung, wobei „Luxus-Ausgaben“ (Segel-Yacht,
Sport-Flugzeug, siehe BR-Drs. 206/04) als nicht regel-bedarfs-relevant eingestuft werden und
somit daher gar nicht in den Regel-Bedarf kommen können.

35 BGBl 2011 I Seite 453 § 20 Abs. 5 Satz 3 SGB II: „Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt 
jeweils spätestens zum 1. November eines Kalenderjahres die Höhe der Regelbedarfe, die für die folgenden 
zwölf Monate maßgebend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
36 BGBl 2011 I Seite 453 § 27a SGB XII: „§27a Notwendiger Lebensunterhalt, Regelbedarfe und Regelsätze
(1) Der für die Gewährleistung des Existenzminimums notwendige Lebensunterhalt umfasst (...)
(2) Der gesamte notwendige Lebensunterhalt nach Absatz 1 mit Ausnahme der Bedarfe nach dem Zweiten bis
Vierten Abschnitt ergibt den monatlichen Regelbedarf. (...)“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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RBEG 2017-E Seite 34:

„Der regelbedarfsrelevante Konsum stieg von 2008 auf 2013 bei den Alleinlebenden um
9,1 Prozent und bei den Paaren mit Kind zwischen 7,7 Prozent und 17,2 Prozent.
…

Dagegen  stiegen  die  in  der  EVS  vom  Statistischen  Bundesamt  ermittelten
durchschnittlichen privaten Konsumausgaben aller privaten Haushalte von 2008 auf 2013 -
ohne die neben dem Regelbedarf gewährten Ausgaben für Unterkunft und Heizung - mit
jeweils 6,5 Prozent deutlich geringer.“

Klassische Markt-Preis-Modelle erklären „steigende Preise“ wohl mit „steigender Nachfrage nach
diesem Produkt“.

Demnach müsste die Nachfrage nach „regel-bedarfs-relevanten Produkten“ stärker gestiegen
sein als die Nachfrage nach „nicht-regel-bedarfs-relevanten Produkten“.

Somit müssen auch solche Haushalte,  die nicht Teil  einer der vom BMAS ausgewählten EVS-
2013-Referenz-Gruppen sind, also auch Haushalte, die nicht „arm“ sind, einen größeren Teil ihrer
Ausgaben für „regel-bedarfs-relevante Produkte“ ausgeben haben als früher.

Eine Anpassung des Regel-Bedarfs auf Basis von Preis-Veränderungen, die nicht ausschließlich
auf „regel-bedarfs-relevanten Produkten“ basiert, führt somit offenkundig zu Regel-Bedarf, der
zu  niedrig  ist,  um  die  bisher  als  notwendig  zugebilligte  Waren-Mengen  weiterhin  kaufen  zu
können.

Wenn die Preise für „regel-bedarfs-relevante Produkte“ stärker steigen als die Preise für „alle“
Produkte, müsste der zusätzlich  notwendige Anteil  für Ausgaben eines „Partners“ (= weitere
erwachsene Person im Haushalt) der „normalen“ Bevölkerung niedriger ausfallen als für „Partner“
von  armen  Haushalten,  d.h.  niedriger  als  die  von  den  Reichs-Ministern  aus  dem  Jahr  1941
übernommenen 80 % sein.

„Reiche“ Haushalte von „Paar ohne Kind“ haben somit mehr als doppelt so hohe Ausgaben wie zwei
Ein-Personen-Haushalte und kaufen davon auch noch mehr Waren-Menge als „arme“ Haushalte.

Tatsächlich ist es hingegen so, dass die gekaufte Waren-Menge bei einer EVS gar nicht erhoben
wird.

Somit  ist  gar  nicht  bekannt,  ob  die  Haushalte  der  jeweils  vom  BMAS  ausgewählten  EVS-
Referenz-Gruppen der Jahre 2008 und 2013 identische Produkte gekauft haben,  in welchen
Mengen, in welchen Einkaufs-Stätten und zu welchen jeweiligen Preisen.

Die  für  die  EVS 2013 bereits  wirksame tatsächliche Erhöhung  des  Preises  für  „Nudeln“  bei
Discountern von EUR 0,39 auf  EUR 0,49 (500-g-Packung)  bedeutet eine  Preis-Steigerung  bei
Nudeln von 25,6 %.

Der vom Statistischen Bundesamt ausgewiesene Verbraucherpreisindex: Deutschland, Jahre, für
„CC0111310100 Nudeln“  stiegt  stattdessen lediglich  vom Index 105,2 im Jahr 2008 auf  den
Index 107,2 im Jahr 2013, somit lediglich um 1,9 %.

(Quelle: https://www-genesis.destatis.de/genesis/online Ergebnis – 61111-0005 © Statistisches
Bundesamt, Wiesbaden 2016  | Stand: 19.09.2016 / 10:20:40)

In den Regel-Bedarf geht die Preis-Steigerung bei Nudeln des Statistischen Bundesamtes in
Höhe von 1,9 % lediglich zu 70 % ein, d.h. eine tatsächliche Preis-Steigerung in Höhe von 25,6 %
wird im Regel-Bedarf lediglich mit 1,3 % berücksichtigt.
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Der vom Statistischen Bundesamt erhobene Verbraucherpreisindex ist  somit offenkundig
nicht geeignet, die Ausgaben-Situation von armen Haushalten realitäts-gerecht abzubilden,
dafür wurde er nicht geschaffen.

RBEG2017-E Seite 38:

„Die hier für die 1799 Mieterhaushalte mit Stromausgaben ermittelten durchschnittlichen
Ausgaben von 35,89 Euro (Zeile 4 der Sonderauswertung für Energie im Anhang, vorletzte
Spalte)  werden  als  durchschnittlicher  Aufwand  für  alle  hochgerechneten
stromverbrauchenden Haushalte  (also einschließlich Eigentümer und sonstige Haushalte,
insgesamt  1912,  Zeile  3  dieser  Sonderauswertung)  unterstellt  und  auf  die  gesamten
hochgerechneten  Haushalte  (2060,  Zeile  2)  der  Sonderauswertung  für  Energie
umgerechnet (Rechnung: 35,89 Euro x 1912 / 2060 = 33,31 Euro).“

Sofern  der  RBEG 201-E  davon  ausgehen  würde,  dass  alle  Haushalte  verbrauchten  Strom
bezahlen müssen, hätte es an dieser Stelle keiner „Berechnung“ bedurft, sondern die erfassten
Ausgaben der vom BMAS ausgewählten EVS-Referenz-Gruppe in Höhe von EUR 35,89 wären in
dieser Höhe vollständig in den Regel-Bedarf übernommen worden.

Bei diesen „1.799 Mieterhaushalte“ mit den angeblich „ermittelten“ Ausgaben handelt es sich
wohl stattdessen um die hochgerechneten Haushalte, somit um 1.799.000 Haushalte.

Die  Zahl  der  in  dieser  BMAS-Sonder-Gruppe  erfassten  Ein-Personen-Haushalte  beträgt
hingegen 1.623 und deren durchschnittliche Ausgaben für Strom liegen bei EUR 35,89.

Sofern RBEG 2017-E die Absicht hätte, Strom in einer Höhe zu berücksichtigen, in der „Mieter-
Haushalte“ Strom bezahlt haben, müssten EUR 35,89 in den Regel-Bedarf übernommen werden.

Weshalb RBEG 2017-E davon ausgeht, Haushalte könnten  ohne Strom betrieben werden, wird
nicht erklärt.

Weshalb RBEG 2017-E davon ausgeht, verbrauchter Strom müsse von den jeweiligen Haushalten
nicht bezahlt werden, wird nicht erklärt.

Wäre  „Strom“  nicht  „Strom“  sondern  stattdessen „Kommunikationsdienstleistungen  -
Doppelflatrate  Festnetztelefon  und Internet (Kombipaket)“  kämen  EUR 35,89 in  den  Regel-
Bedarf, nun aber nur EUR 33,31.

Somit Kürzung der Strom-Ausgaben um EUR 2,58 pro Monat = 7,2 %.

Die Übernahme der tatsächlich getätigten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in den
Regel-Bedarf ist aber offenkundig auch weiterhin nicht gewollt.

Warum  ausgerechnet  und  nur bei  „Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate
Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“ (nicht bei „Strom“ und  nicht bei „Verkehr“) eine
Ausnahme gemacht wird, erklärt RBEG 2017-E nicht.
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RBEG 2017-E Seite 43:

„In  der  Referenzgruppe  befinden  sich  hochgerechnet  2,206  Millionen
Einpersonenhaushalte. Davon hatten 732.000 Ausgaben für Kraftstoffe, usw. (Zeile 121
der Allgemeinen Sonderauswertung): Zudem ist aus der Sonderauswertung zum Verkehr
bekannt, dass es 809.000 Haushalte ohne Ausgaben für Kraftstoff, aber mit Ausgaben für
öffentliche  Verkehrsmittel  gibt  (Zeile  18  der  Sonderauswertung  Verkehr,  Position:
„fremde Verkehrsdienstleistungen (ohne Übernachtung) - nicht Luftverkehr“).

Somit  wird  bei  insgesamt  1,541  Millionen  (732 000  +  809 000)  von  2,206  Millionen
Haushalten  der  Referenzgruppe  Bedarf  an  öffentlichen  Verkehrsdienstleistungen
angesetzt. Die Ausgaben für diesen Bedarf betragen in der Sonderauswertung für Verkehr
pro  Haushalt  mit  diesem Bedarf  37,87 Euro (Zeile  18 der  Sonderauswertung  Verkehr,
vorletzte Spalte). Wird dieser Wert auf die Haushalte in der gesamten Referenzgruppe
angewandt, so ergibt sich nach der Berechnung des Statistischen Bundesamtes ein exakter
Wert von 26,44 Euro (näherungsweise 1,541 / 2,206 x 37,87 Euro).“

Weshalb  RBEG 2017-E  davon  ausgeht,  Haushalte  könnten  ohne  Ausgaben  für  „Verkehr“
auskommen, wird nicht erklärt.

Weshalb RBEG 2017-E davon ausgeht, Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln müsse von den
jeweiligen Haushalten nicht bezahlt werden, wird nicht erklärt.

Wird „Schwarzfahren“ demnächst straf-frei?

Kürzung bei öffentliche Verkehrs-Dienstleistungen somit EUR 11,43 pro Monat.

Die Übernahme der tatsächlich getätigten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in den Regel-
Bedarf ist aber offenkundig auch weiterhin nicht gewollt.

Warum  ausgerechnet  und  nur bei  „Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate
Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“ (nicht bei „Strom“ und  nicht bei „Verkehr“) eine
Ausnahme gemacht wird, erklärt RBEG 2017-E nicht.

Auf Seite 44 beschreibt RBEG 2017-E, was gemacht werden müsste, wenn die Absicht bestehen
würde, im Regel-Bedarf diejenigen Ausgaben, die als „regel-bedarfs-relevant“ eingestuft werden,
mit  den  Preisen  in  den  Regel-Bedarf  zu  übernehmen,  die  von  den  EVS-2013-destatis-
Referenz-Haushalten tatsächlich für den Kauf dieser Produkte bezahlt wurden:

„Vielmehr werden die Ausgaben je Haushalt mit Aufwendungen für eine Doppelflatrate für
Festnetz und Internet berücksichtigt.

Es  handelt  sich  um  Ausgaben  in  Höhe  von  30,28 Euro  für  die  Position
„Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate  Festnetztelefon  und  Internet
(Kombipaket)“  der  Sonderauswertung  2013  (Zeile 135  der  Originaltabelle  der
Sonderauswertung, vorletzte Spalte).“

Die Übernahme der tatsächlich getätigten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in den Regel-
Bedarf ist aber offenkundig auch weiterhin nicht gewollt.

Warum  ausgerechnet  und  nur bei  „Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate
Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“ (nicht bei „Strom“ und  nicht bei „Verkehr“) eine
Ausnahme gemacht wird, erklärt RBEG 2017-E nicht.

Wie sich RBEG 2017-E die Nutzung von „Internet“ ohne Strom vorstellt, wird nicht erklärt.
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Ausweislich  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 1,  EVS 2013,  Seite 23  liegt  der
Ausstattungsgrad  mit  „Mobiltelefon“  bei  Haushalten  mit  einem  Einkommen  bis  unter
EUR 1.300 (somit der hier relevanten „armen“ Haushalte) höher als der Ausstattungsgrad mit
„Festnetztelefon“:

Ausweislich  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 1,  EVS 2013,  Seite 27  liegt  der
Ausstattungsgrad  mit  „Mobiltelefon“  bei  Haushalten insgesamt,  bei  Alleinlebenden,  bei
Alleinerziehenden,  bei  Paare mit Kind(ern) und  bei  sonstigen Haushalten höher  als  der
Ausstattungsgrad mit „Festnetztelefon“:

Somit dürfte ein Großteil der  erfassten EVS-2013-Haushalte Ausgaben für „Festnetztelefon“
und für „Mobiltelefon“ gleichzeitig haben.

Das von RBEG 2017-E vorgegebene Lebens-Modell erscheint somit als offenkundig weltfremd.
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RBEG 2017-E Seite 83 / 84:

„Tatsächlich sollte es nach dem Willen des Gesetzgebers allein auf die tatsächliche und
nachweisbare finanzielle Beteiligung an der Haushaltsführung ankommen. Hierdurch sollten
Einsparungen,  die  aus  dem  Zusammenleben  und  Zusammenwirtschaften  von  mehreren
Personen entstehen, berücksichtigt werden. 

Die  Neuabgrenzung  der  Regelbedarfsstufen für  Erwachsene basiert  auf der einfachen
Unterscheidung,  ob Erwachsene allein  oder  in  einer  Mehrpersonenkonstellation  in  einer
Wohnung  leben  und  im  Falle  der  Mehrpersonenkonstellation,  ob  sie  als  Partner
zusammenleben. Damit kommt es für die Zuordnung der Regelbedarfsstufen nicht mehr
darauf an, ob in einer Wohnung ein oder mehrere Haushalte bestehen können und welche
Auswirkungen dies für die maßgebende Regelbedarfsstufe hat.

Die  Ermittlung  der  Regelbedarfe  für  Erwachsene  basiert  weiterhin  allein  auf  den
Sonderauswertungen   für   Allleinlebende.   Mangels   gesicherter   anderweitiger
Erkenntnisse,  wird auch Erwachsenen, die nicht allein leben, bei denen aber aufgrund des
Zusammenlebens  mit  Anderen ein  Minderbedarf zu  vermuten ist,  der  Regelbedarf  für
Alleinlebende  zugeordnet,  weil  der  Minderbedarf  nicht  für  alle  denkbaren
Fallkonstellationen hinreichend fundiert quantifiziert werden kann.

Eine Ausnahme hiervon bilden - wie im RBEG 2011 - Paare, also Ehepaare, Lebenspartner
sowie  in  eheähnlicher  oder  lebenspartnerschaftsähnlicher  Gemeinschaft
zusammenlebende  Paare.  Bei  Paaren  ist  das  Zusammenleben  von  gemeinsamem
Wirtschaften  geprägt,  weshalb  eine  Haushaltsersparnis  auch  in  der  allgemeinen
Betrachtung zu unterstellen ist.“

Da RBEG 2017-E selbst eine „Haushalts-Ersparnis“ nur „unterstellt“, dürfte wohl bewiesen sein,
dass  auch  RBEG 2017-E  keinerlei  Nachweise für  die  Richtigkeit  seiner  „Unterstellung“
beibringen kann.

Die  Folge-Änderung  „§ 7 Abs. 3 Nr. 3c SGB II  wird  aufgehoben“  wurde  von  RBEG 2017-E
vergessen, weil „gemeinsamer Haushalt“ als Beurteilungs-Kriterium nicht mehr gelten soll.

RBEG 2017-E Seite 84 / 85:

„Dieses  Einsparpotential  entsteht  dadurch,  dass  Partner  in  Paarhaushalten  Wohnraum
gemeinsam nutzen und daher die Kosten des Wohnens pro Partner deutlich günstiger sind
als  in  Einpersonenhaushalten.  Bedeutsam für  die Höhe der Regelbedarfsstufe ist,  dass
verschiedene im Haushalt vorhandene Gebrauchsgüter gemeinsam angeschafft und genutzt
sowie Verbrauchsgüter gemeinsam gekauft werden (gemeinsamer Einkauf). Der Herleitung
der  Regelbedarfsstufe  2  liegt  rechnerisch  wie  historisch  der  Ausgangswert  von
80 Prozent  der   Regelbedarfsstufe  1  zugrunde.  Ursprünglich  erhielt  ein   Partner  als
haushaltsangehörige  Person  80 Prozent  von  dem  als  100 Prozent  angesetzten
Eckregelsatzes  (entspricht  der  heutigen  Regelbedarfsstufe 1),  den  der  als
Haushaltsvorstand geltende Partner erhielt. In einem zweiten Schritt wurden die sich für
Paare ergebenden 180 Prozent auf beide Partner zu gleichen Teilen aufgeteilt, woraus sich
je Partner 90 Prozent des früheren Eckregelsatzes ergaben.“

Sofern  dem  so  wäre,  wurde  das  BMAS  bisher  von  wem  daran  gehindert,  entsprechende
Nachweise beizubringen?

Zu Ruhr-Universität Bochum siehe bereits oben.
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Die Höhe der Ansprüche von Erwachsenen in Höhe von 90 % (Regel-Bedarfs-Stufe 2) bzw. 80 %
(Regel-Bedarfs-Stufe 3)  eines  Ein-Personen-Haushalts  beruht  weiterhin  auf  den
Festschreibungen  im  „Runderlaß  des  Reichsministers  des  Innern  und  Reichsministers  für
Arbeit vom 31.10.1941 über öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze“ –
IV W I 160/41-7000a  u.  IIb 7030/4137 (dort  oberer  Spannen-Wert)  und  beruht  daher
weiterhin  nicht  auf  Irgendetwas,  was  in  irgendeiner  Form  wissenschaftlichen  Standards
entsprechen könnte.38

Der  Anspruch  für  Regel-Bedarfs-Stufe 2  und  Regel-Bedarfs-Stufe 3  beruht  auch  im
RBEG 2017-E auf fiskalischen Überlegungen vorkonstitutioneller Sozial-Hilfe-Behörden.39

RBEG 2017-E Seite 87:

„Die  Höhe  dieses  Eigenanteils  basiert  –  wie  bislang  -  auf  der  Sonderauswertung
Familienhaushalte mit einem Kind unter 18 Jahren. Eine Differenzierung nach Altersstufen
wird  weiterhin  nicht  vorgenommen.  Der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  über  alle
Altersstufen  ergibt  für  die  tägliche  Ernährung  einen  Betrag  von 78,70 Euro  pro  Kind.
Entsprechend der Aufteilung des täglichen Ernährungsaufwands auf Frühstück, Mittag-
und  Abendessen  nach  § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1  der
Sozialversicherungsentgeltverordnung  ergibt  sich  ein  Anteil  von  39,41 Prozent  für  das
Mittagessen. Dieser Anteil auf die durchschnittlichen täglichen Verbrauchsausgaben für
Ernährung übertragen,  ergibt einen Betrag für  das Mittagessen in  Höhe von 1,03 Euro
(78,70 Euro / 30 Tage  x 0,3941  = 1,0339 Euro).  Dieser  Betrag  wird  auf  einen Euro
abgerundet.“

Es handelt sich somit offenkundig um eine  normative Setzung und nicht um einen empirischen
Nachweis.

RBEG 2017-E Seite 65:
„Betrag der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben in Abteilung 07 für Kinder von 6 bis
unter 14 Jahre:“ EUR 26,49

RBEG 2017-E Seite 75:
„Betrag  der  regelbedarfsrelevanten  Verbrauchsausgaben  in  Abteilung  07  für  Jugendliche
von 14 bis unter 18 Jahre:“ EUR 13,28

37 Ministerial-Blatt  des  Reichs-  und  Preußischen  Ministeriums  des  Innern,  herausgegeben  vom
Reichsministerium des Innern, RMBliB. 1941 Nr. 45, 6. (102.) Jahrgang, Berlin, den 5. November 1941, S. 1951
38 „Der im Richtsatzerlaß von 1941 für Haushaltsangehörige über 16 Jahre vorgesehene Prozentsatz (70-80 %)
ist – wie die Höhe der Richtsätze – nicht auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen, sondern auf Grund
der örtlichen Erfahrungen festgesetzt.“, Käthe Petersen in: Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik,
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 71
(Hervorhebungen hinzugefügt)
39 „Die Richtsätze sind vielmehr in den Jahren 1926/27 aus den örtlichen Erfahrungen der Unterstützungspraxis
heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  Lebenshaltungskosten  und  der
finanziellen Leistungsfähigkeit der Fürsorgeträger herab- und heraufgesetzt worden.“ Käthe Petersen in:
Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)
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RBEG 2017-E Seite 88 (Hervorhebungen hinzugefügt):

„Soweit  Schülerbeförderungskosten  als  besonderer  Bedarf  für  Bildung  und  Teilhabe
anerkannt  werden  können,  wird  die  hiervon  in  der  Regel  abzuziehende  monatliche
Eigenleistung nach Absatz 3 festgesetzt. Der dort genannte Betrag von 5 Euro monatlich
entspricht  der  sich  aus  dem  geltenden  Recht  für  das  SGB XII  nach
§ 34 Absatz 4 Satz 2 SGB XII  und  für  das  SGB II  nach  § 28 Absatz 4 Satz 2 SGB II
ergebenden Höhe.
…
Hinweise  darauf,  dass  eine  pauschalierte  Eigenbeteiligung  von  5 Euro monatlich  zu
unangemessenen Ergebnissen führen könnte, liegen nicht vor. Deshalb wird der Betrag für
die Eigenbeteiligung unverändert beibehalten.“

Es werden einheitlich EUR 5 abgezogen, obwohl Jugendliche von 14 bis unter 18 Jahre nur Halb
so viel Geld im Regel-Bedarf dafür erhalten als Kinder von 6 bis unter 14 Jahre.

In BVerfG 1 BvL 1/09 Rn.171 hat das BVerfG klargestellt,  dass „Kürzungen“ der bei  der  EVS
erhobenen Ausgaben nur dann zulässig, sind, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind.40

Auch RBEG 2017-E benennt und beziffert keine „Kürzungen“, sondern verwendet ein Selektives
Additions-Verfahren,  weshalb  nicht  ersichtlich  ist,  welche  „Kürzungen“  und  in  welcher  Höhe
vorgenommen wurden.

Summe Private Konsumausgaben EUR 903,55

minus 04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung EUR 408,16

plus regel-bedarfs-relevant Abteilung 04 EUR   35,01

= Differenz = Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete,  Energie und

 Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung EUR 530,40
minus zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2017-E Seite 6 EUR 394,84

=   Erklärungs-Lücke                                                                             EUR     135,86

Bei Umsetzung der vom Bundesverfassungsgericht benannten Anforderungen ergibt sich mit dem
von der Bundesregierung (hier: BMAS) vorgelegten Zahlen-Material ein Regel-Bedarf für Ein-
Personen-Haushalte in 2017 auf Basis der Daten der EVS 2013 in Höhe von mindestens

EUR 575,00

Jahr
Veränderung des Mischindexes VMI für die 
Anpassung der Regelbedarfe nach § 28a SGB XII

Regel-Bedarf in
EUR 

2013 2,26 % 530,00
2014 2,27 % 546,00
2015 2,12 % 561,00
2016 1,24 % 569,00
2017 1,00 % 575,00

Quelle: BR-Drs 673/13, BR-Drs. 423/14, BR-Drs. 435/15, RBEG 2017-E, eigene Berechnungen

40 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn.171: „… Kürzungen von Ausgabepositionen in den Abteilungen der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe bedürfen zu ihrer Rechtfertigung einer empirischen Grundlage. Der Gesetzgeber darf
Ausgaben,  welche  die Referenzgruppe tätigt,  nur  dann als nicht  relevant  einstufen,  wenn feststeht,  dass  sie
anderweitig gedeckt werden oder zur Sicherung des Existenzminimums nicht notwendig sind. ...“
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Aus den vom BMAS vorgelegten Informationen zur EVS 2008 ergab sich folgendes Bild

siehe Ausschussdrucksache 17(11)309, Seite 145:

Ein-Personen-Haushalte, Angaben in EUR pro Monat

Gruppe
BMAS

unterste
10 %

Differenz
EUR 810

- EUR
901

BMAS
unterste

15 %

Differenz
EUR 901

- EUR
922,60

BMAS
unter 60
% des

Medians

Differenz
EUR

922,60 -
EUR 990

BMAS
unterste

20 %
 

Differenz
unterste
10 % -

unterste
20 %

Grenzwert 810,00  901,00  922,60  990,00   

Anzahl 1.136 542 1.678 125 1.803 423 2.226  1.090

Hochgerechnet (in 1.000) 1.413 713 2.126 162 2.288 547 2.835  1.422
          

Private Konsum-Ausgaben 826,60 878,21 843,27 949,57 850,64 981,31 875,47  926,40
          

04 Wohnen, Energie und 
Wohnunginstandhaltung

360,20 391,31 370,25 408,19 372,88 412,98 380,50  401,66
          

Private Konsum-Ausgaben
OHNE 04 Miete, Energie und 
Wohnunginstandhaltung

466,40 486,90 473,02 541,39 477,76 568,33 494,97  524,75

          

0451010 Strom 31,89 35,05 32,91 35,79 33,11 35,37 33,54  35,26

043 Wohnunginstandhaltung 38,31 26,48 34,49 6,07 32,52 52,89 36,39  34,39
          

Private Konsum-Ausgaben
OHNE 04 Miete, Energie und 
Wohnunginstandhaltung PLUS 
Strom und Wohnunginstandhaltung

536,60 548,43 540,42 583,26 543,39 656,58 564,90  594,39

Quelle: Eigene Berechnungen.
Daten-Quellen: BMAS

Gegenüber der EVS 2008 sind bei der EVS 2013 „Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete,
Energie und Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung“ gesunken, d.h. der
Wert der Referenz-Haushalte unterste     15     % der EVS     2013 liegt EUR     6,20 niedriger als der
Wert der unterste     10     % der EVS     2008.
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Im  RBEG 2017-E  fehlen die  Tabellen „Deutschland,  Ausgaben  des  Privaten  Konsums  sowie
Versicherungsbeiträge  und  sonstige  Übertragungen  (SEA-Einzel-Codes),  mit  Aufteilung  in
Erwachsenen-  und  Kinderanteil  von  Ehepaar-/Paarhaushalten  mit  1 Kind  (ohne  SGBII/XII-
Empfänger  1)hier:  unterste  20%  der  nach  dem  Haushaltsnettoeinkommen  geschichteten
Haushalte  (Grenzwert:  2.594,00 €   / Monat), Vorläufige Ergebnisse der  Einkommens-  und
Verbrauchsstichprobe 2013“.

20 % der 3.569 insgesamt erfassten EVS-2013-destatis-Haushalte „Paare mit 1 ledigen Kind
unter 18 Jahren“  sind  714  destatis-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind  unter 18 Jahren“,
ausgewertet  wurden  aber  nur  521  erfasste  BMAS-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind
unter 18 Jahren“ (Grenzwert: 2.594,00 € / Monat),  somit nur  14,6 % der erfassten destatis-
Haushalte „Paare mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“.

521  erfasste  BMAS-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind  unter 18 Jahren“  ergeben
hochgerechnet  463.000  BMAS-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind  unter 18 Jahren“,  somit
19,5 % aller  2.378.000  hochgerechneten  destatis-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind
unter 18 Jahren“.

20 %  von  allen  2.378.000  hochgerechneten  destatis-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind
unter 18 Jahren“  sind  475.600  hochgerechnete  destatis-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind
unter 18 Jahren“.

Somit fehlen Daten von ca. 207 erfassten destatis-Haushalten „Paare mit 1 ledigen Kind
unter 18 Jahren“ = 12.600 hochgerechnete destatis-Haushalte „Paare mit 1 ledigen Kind
unter 18 Jahren“.

Für  die  BMAS-Sonder-Auswertung  „Haushalte,  die  nicht  mit  Strom  heizen“  wurden  489
Haushalte von „Paare mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“ erfasst, diese repräsentieren 431.000
hochgerechnete Haushalte von „Paare mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“, von diesen Haushalten
haben (489 – 477 =) 12 (hochgerechnet 14.000) Haushalte keinerlei Ausgaben für Strom.

Für  die  BMAS-Sonder-Auswertung  „Haushalte  ohne  Ausgaben für  Kraft-Fahrzeug“  „Paare
mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“ wurden 82 Haushalte erfasst, somit hochgerechnet 86.000
Haushalte  von  „Paare  mit 1 ledigen  Kind  unter 18 Jahren“,  von  diesen  haben  (82  –  58  =)  24
(hochgerechnet 27.000) Haushalte keinerlei Ausgaben für „Verkehr“.

Auf Basis dieser „vorläufigen Ergebnisse“ dieser Haushalte von „Paare mit 1 ledigen Kind
unter 18 Jahren“  wurde  die  Verteilung  der  Ausgaben  der  Haushalte  von  „Paare
mit 1 ledigen  Kind unter 18 Jahren“  in  den  drei  Alters-Gruppen  auf „Erwachsene“  bzw.
„Kind“ vorgenommen.

Für  die  BMAS-Gruppe  „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  unter 6 Jahren“  wird  der
Grenzwert  auf „2.553,00 € / Monat“ abgesenkt.

277  erfasste  „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  unter 6 Jahren“  ergeben  hochgerechnet
243.000.

Wegen  des  abgesenkten  Grenzwertes  müssen  alle  diese  277  erfassten  Haushalte  von
„Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind unter 6 Jahren“ auch in den 521 erfassten Haushalten der
BMAS-Gruppe „Paare mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“ enthalten sein.

(256 – 248 =) 8 „Haushalte, die nicht mit Strom heizen“ haben keinerlei Ausgaben für Strom,
obwohl ihr Privater Konsum insgesamt mit EUR 2.000,87 höher ist als der der Gesamt-Gruppe
„Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind unter 6 Jahren“.
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(49 –  34 =)  15 Haushalte  ohne Kraft-Fahrzeug haben keinerlei  Ausgaben  für  „Verkehr“,  ihr
Privater Konsum insgesamt liegt mit EUR 1.686,43 deutlich niedriger als der der Gesamt-Gruppe
„Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind unter 6 Jahren“.

Privater Konsum insgesamt „Ehepaar-/Paarhaushalt mit 1 Kind unter 6 Jahren“: EUR 1.996,18.

Für die BMAS-Gruppe „Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 6 bis unter 14 Jahren“ wurde
der Grenzwert auf „2.663,33 € / Monat“ erhöht.

Trotzdem konnten  nur 145 „Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 6 bis unter 14 Jahren“
erfasst werden, hochgerechnet 130.000 Haushalte.

(139  –  135  =)  4  „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  von 6 bis unter 14 Jahren“,  die  nicht  mit
Strom  heizen,  haben  keinerlei  Ausgaben  für  Strom  und  etwas  niedrigeren  Privater  Konsum
insgesamt in Höhe von EUR 1.974,73.

22  „Ehepaar-/Paarhaushalten  mit 1 Kind  von 6 bis unter 14 Jahren“  haben  verheimlichte
Ausgaben für „Verkehr“ und verheimlichten „Privater Konsum insgesamt“.

Privater  Konsum  insgesamt  „Ehepaar-/Paarhaushalt  mit 1 Kind  von 6 bis unter 14 Jahren“
EUR 1.975,40.

Für  die  BMAS-Gruppe  „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  von 14 bis  unter 18 Jahren“
wurde der Grenzwert sogar auf „2.800,67 € / Monat“ erhöht.

Trotzdem konnten nur 106 „Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 14 bis unter 18 Jahren“
erfasst werden, hochgerechnet 89.000 Haushalte.

Alle diese Haushalte hatten Ausgaben für Strom, diejenigen, die nicht mit Strom heizen, hatten
lediglich Privaten Konsum insgesamt in Höhe von EUR 2.105,27.

12  „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  von 14 bis  unter 18 Jahren“  haben  verheimlichte
Ausgaben für „Verkehr“ und verheimlichten „Privater Konsum insgesamt“.

Privater  Konsum  insgesamt   „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  von 14 bis  unter 18 Jahren“
EUR 2.114,54.

Die Haushalte,  mit  dem höchsten Grenzwert  (= höchsten  Netto-Einkommen)  haben den
höchsten Privaten Konsum insgesamt.

Ausgewertet wurden somit:

277 Haushalte (0-u6, Grenzwert: 2.553,00 €)
145 (6-u14, Grenzwert: 2.663,33 €)
106 (14-u18, Grenzwert :2.800,67 €)
= 
528 Haushalte mit Zuordnung einer Alters-Gruppe

In  der  BMAS-Referenz-Gruppe  ohne  Alters-Zuordnung  des  1 ledigen  Kindes  unter 18 Jahren
wurden 521 Haushalte ausgewertet (alle, Grenzwert: 2.594,00 €).

Die Differenz (528  mit Alters-Gruppe – 521  ohne Alters-Gruppe =)  7 Haushalte  mit Alters-
Gruppe  entfällt  somit  auf  die  Gruppe  „Ehepaar-/Paarhaushalt  mit 1 Kind
von 6 bis unter 14 Jahren“ und / oder die Gruppe „Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 14 bis
unter 18 Jahren“„Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 14 bis unter 18 Jahren“.
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Somit  können  auch  nur  maximal  7 Haushalte  der  beiden  Gruppen  „Ehepaar-/Paarhaushalt
mit 1 Kind  von 6 bis unter 14 Jahren“  und  „Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  von 14 bis
unter 18 Jahren“ ein Netto-Einkommen haben, das höher liegt als das der 521 erfassten BMAS-
Haushalte „Paare mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“ mit Grenzwert: 2.594,00 € / Monat.

Ausweislich Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 144 wurden von den
erfassten  3.569  Haushalten  von  „Paare  mit 1 ledigen  Kind  unter 18 Jahren“  521  für  die
Auswertung  des  BMAS  herangezogen,  weshalb  bis  zur  Netto-Einkommens-Grenze  von  unter
EUR 2.600 lediglich weitere (5 + 28 + 43 + 161 + 335 = 572 – 521 =) 51 Haushalte verbleiben, die
entweder ein Netto-Einkommen zwischen EUR 2.594 und unter EUR 2.600 haben bzw. Haushalte
sind  „mit  Beziehern  von  Laufender  Hilfe  zum  Lebensunterhalt  (Code-Nr.  0031615),
Grundsicherung im Alter u. bei Erwerbsminderung (Code-Nr. 0031650) sowie Arbeitslosengeld II
/ Sozialgeld (Code-Nr. 0031530),  unter der Voraussetzung,  dass diese Haushalte über KEIN
Einkommen aus Erwerbstätigkeit inkl. Solarstrom (Code 001) verfügen“.

Diese 51 erfassten destatis-Haushalte entsprechen = (5.000 + 35.000 + 50.000 + 173.000 +
260.000  =)  523.000  –  463.000  =  60.000  hochgerechneten  destatis-Haushalten  „Paare
mit 1 ledigen Kind unter 18 Jahren“.

Von diesen 60.000 hochgerechneten destatis-Haushalten wurden ausweislich RBEG 2017-E Seite 
33  („37“  +  „16“  +  „4“  =)  57.000  Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind  unter 18 Jahren“
ausgeschlossen, weil diese Haushalte „Regelleistungen nach SGB II und XII“ erhielten, „wenn sie
nicht zusätzliches Erwerbseinkommen erzielten.“

Somit  verbleiben  3.000  hochgerechnete  destatis-Haushalte  „Paare  mit 1 ledigen  Kind
unter 18 Jahren“  mit  einem  Netto-Haushalts-Einkommen  zwischen  EUR 2.594  und
unter EUR 2.600.

Nach den „üblichen“ Hochrechnungs-Methoden dürfte es sich um 3 erfasste destatis-Haushalte
handeln.

Zur  Bedeutung  der jeweils  erfassten  Haushalte  auf  die  Höhe  des  Regel-Bedarfs  siehe
bereits oben.
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